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Ungarn, Polen und die Slowakei
- »Seitlangem war man daran gewöhnt, Ungarn als einen zuverlässigen
Stutzpunkt der italienischen Donaupolitik zu bewerteii und umgekehrt
Italien als einen Freund des ungarischen Revisionismus in Rechnung
zu stellen. Mit ihrer ,,ivohltemperierten« Revisionsfreiindlichkeit
hatten es die Italiener verstanden, sich die politischen Sympathien
Yllgaknszu sichern. Mit unbestimmten und zu nichts verpflichtenden
Worten pflegte der italienische Faschismus gelegentlich von den berech-
steten Anspruchs-i Bedopeiis auf iiokoakiikh2 oder indiiukoiikh2 Sei-seis-
Wlle tU sprechen. Aber einen praktischen Bsorteil hat
Ungarn VOU solchen revisionistischen Andeutungen
genau so wenig wie Deutschland gehabt, das mit der

Platonljchen ReVJHOklsfreundlichkeit der Fiascl)i-
itekl glelkhiqlls Ulkbts Ollillfangen vermochte. Die

ungarisch-italienischeFreundschaft war in der Hauptsache auf deni

italienischsfranzösischen Gegensatz in der Donau-

fr a g e begrundet. Wenn nun, wie es seit einigen Monaten geschieht-
dieser Gegensatz überbriickt wird, ivird zu gleicher Zeit auch jener
Freundschaft die wesentlichste Grundlage entzogen. U n g a rn sieht sich
Von seinen italienischen Freunden, auf deren Unterstützung es hinsichtlich
seiner territorialen Bestrebungen gehofst hatte, enttäuscht. Denn

wenn Rom sich über die Donaufrage mit Paris verständigen will,
dann musz es auch auf ein gutes Sinoernehmen mit P r a g, dem

treuesten Bundesgenossen Frankreichs, bedacht-sein, d.h. dann inusz es

auf eine weitere Förderung der ungarischen Revisionswünsche verzichten·
Wer es aber mit-den Csrhechen hält, kommt fiir die

Ungarn als Freund und Bundesgenosse nicht in

Betracht. In dieser Beziehung ist Budapest empfindlich und kon-

sequent. Cs wird sich immer den Staaten zu nähern versuchen, die

sich init der Cschechoslowakei nicht vertragen und von denen es daher
annehmen kann, dasz sie sich

im gegebenen Augenblick einmal fii r

die ungarischen An prüche auf die Slowakei einzu-
se tze n b e r eit sin d. Italien hat wegen seiner Berständigungs-
versuche mit Frankreich in Ungarn oiel ngpathien verloren· Ge-
wonnen aber hat Polen.

Zwischen Polen und Ungarn hat es niemals irgendwie nennens-
werte Gegensätze gegeben. Die beiden Bölker fühlen sich durch
nlonkberlei geschichtliche Crinnerungen, die von ihrein
lebendigen Rationalbewusztsein gepflegt und erhalten werden, verbunden·
Es sei nur daran erinnert, dafz es einmal. wenn auch nur für kurze
Zeit, eine ungarisrhspoliiische Personalunion unter

König Pudwig d. Gr. gegeben hat, dasz einmal e i n p o l n i s cl) e r

Fürst znrn König von Ungarn-gewählt worden ist und dafz
dei- Siebeiibürger Stephan Bathorg zu den hervor-
ragendsten poliiischeii Königen zählt. Und es sei weiter daran erinnert,
dafz die polnisrhen Revolutionäre und die ungarischen

·

F r e i s cl) ä r l e r in der
«

Mitte des vorigen Jahrhunderts mitein-
ander in den engsten Beziehungen standen. Solche geschichtlichen Ge-

meinsamkeiten zweier Nationen können sich unter Umständen sehr wohl
als politische bedeutsame Faktoren erweisen. I n W a rsch a u u n d

Budapest hält man die Zeit, diese historischen Cr-

innerungen politisch zu aktivieren, jetzt fijk ge-
k o m m e n.

«

P o l e n hat im Lauf dieses Zahres mehrfach in sehr entschiedener
Form gegen die Cschechoslowakei Stellung genommen. Der
Streit um die p o l n i sch e Bso l k s g r u p p e im Teschener Schlesien ist
nur der äufzere Anlafz zur Aufderkung eines tiefgreifenden polnisch-

tschechischen Gegensatzes gewesen. cBZarschau sieht in Prag den natür-

lichen K o n k u r r e n te n seiner eigenen südosteurvpäischen Pläne.
Jede Schwächung der tschechischen Politik auf dein Balkan und im
Donauraum kann Polen nur angenehm sein. Zede Festigung der
Kleinen Cntente wird dort als eine Schädigung der eigenen Interessen
empfunden. In der österreichischenFrage sieht Warschau keinen Anlasz,
die Prager Ansichten zu teilen. Auch sind die Grenzstreitigkeiten, die

während des russisrh-polnischen Krieges von den Böestmächten zus-
gunsten der Cschechei entschieden wurden, in Polen noch nicht in Ber-

gessenheitgeraten. Und schlieleich ist auch die Tatsache, dafz Prag
mit den Franzosen durch dick und dünn geht, nicht geeignet, in dein
iiiit Frankreich um seine aufzenpolitische Selbständigkeit ringenden Polen
besonders freundschaftliche Gefühle zu wecken. Es hat in der Zeit vor

der Warschauer Reise des französischenAuszenministers, als der polnisch-
tschecl)i.scheMinderheitenkonflikt auf dem Höhepunkt stand, in der

polnischen Presse nicht an mehr oder weniger
offenen Hinweisen auf die territoriale Mifzgestalt
des tschechoslowakischen Bölkerstaates gefehlt.
Und es trifft wohl auch zu

—— wenn vielleicht auch nicht wörtlich, so
dochjaber dein Sinne nach —, dafz Polen in seiner Stellungnahme znin
franzosischen Osstpakt u. a. betont hat, dafz es nicht daran denke.
gegen irgendein Land im Donauraum Partei zu ergreifen, d.h. dafz
es sich nicht an Maßnahmen zu beteiligen gedenkt, die von Ungarn
als eine polnische Unfreundlikhkeit in dersslowakischen Frage ausgelegt
werden könnten.

In Ungarn hat man diese polnische Gegnerschaft r Cschecho-
slowakei mit um so freudigerer Genugtuung begrüfzt, aiJslzur selben
Zeit der Glaube an die Ehrlichkeit der freundschaftlichen Gesinnung
Italiens zu schwinden begann. Bon ungarischer Seite sind, wie es

scheint, auch bereits verschiedentlich Bersuche gemacht worden, die

Freundschaft mit Polen in festere Formen zu giefzen, um sich die

polnische Unterstützung in der slowakischen Revi-
sionsfrage zu sichern. Es heifzt, dafz vor einiger Zeit von

ungarischen revisionistischen Kreisen der polnischen Seite ein Angebot
gemacht worden sein soll, demnach P o l e n a l s B e l oh n u n g fü r

seine Unterstützung der ungarischen Revisions-
politik bei einer Ooslösung der Slowakei vom tschechischen Staate
ein Gebiet erhalten soll, das etwa die (gröfztenteils von

deutschen Kolonisten besiedelte) Z i p s u in f a s s e n u n d b i s n a ch
Kaschciu (in dessen Umgebung sich einige polnische Siedluiigen be-

finden) he r a n r e i ch e n so l l· Dasz es sich bei dieser Anregung,
falls sie wirklich gemacht worden sein sollte. nicht um eine offizielle
Aktion handelt, versteht sich von selbst. Dafz aber der Gedanke, der

ihr zugrunde l«iegt,«inmanchen Kreisen auf beiden Seiten Zustimmung
findet. ist durchaus wahrscheinlich. Ungarischerseits ist mehrfach von

den Vorteilen, die eine gemeinsame Grenze mit Polen
beiden Staaten bringen könnte, die Rede gewesen. Und für die Polen
liegt kein Grund vor, die Bvrteile einer gemeinsamen Grenze mit

Ungarn in Zweifel zu ziehen. Es ist freilich leicht, Grenzen auf der
O a n d k a r t e zu ziehen, aber schwer, die Möglichkeit ihrer p r a k -

t i scl) e n D u r cl) f ii h r u n g zu finden. Trotzdem ist nicht zu ver-

kennen, dasz in derpolnischen und der ungarischen Cin-

stellung zur slowakisrhen Frage wenigstens stim-
mungsmäszig eine weitgehende libereinstimmung
beste ht. Und es ist nicht von der Hand zu weisen, dafz diese Gemein-

samkeit geeignet ist, einen bedeutsamen Faktor in der künftigen Akti-

vierung der polnisch-ungarischen Freundschaft zu bilden. Dr.K.



.Vor einiger Zeit hielt sich ein angesehener englischer Rechtsanwalt,
S»ir A. Lawrence, im Memelgebiet auf, um sich um die Ver-
teidigung der deutschen Memelländer, denen demnächst wegen »Ver-
stoszes gegen das Gesetz zum Schutze von Volk und Staat« der Prozesz
gemacht werden soll, zu bemühen. Die litauischen Behörden haben ihm
das unmoglichgemacht, indem sie ihm trotz wiederholter Gesuche den

Zutritt zu den Haftlingen verweigerten, von deren Angehörigen er um

Hilfe gebeten worden war. Seine Erfahrungen und Eindrücke hat
Sir Laivrenre nunmehr in einer Denkschrift niedergelegt und

deri. zustandigen Stellen der Signatarmächte sowie einer Reihe von

Blattern übergeben.Zni nachfolgenden bringen wir eine übersetzung
dieses Schriftstuckes, das, weil es von nichtdeutscher Seite stammt,
besondere Bedeutung besitzt.
»Gegen Ende August 1934 begab ich mich wegen der gerichtlichen

Untersuchung, die gegen 140 seit Februar d. Z. unter der Beschuldigung
des Hochverrats verhaftete Personen schwebt, nach .Litauen. Als

eng»lische-r»Rechtsbeistand war ich von den Verwandten
einiger Haftlinge, die zu Dr. Reumanns Partei gehörten und

aus»mehrfachen Gründen nicht- in der Lage.«waren,an Ort und Stelle

geeigneten Beistand zu erhalten, ersucht worden, deren Verteidigung
zu übernehmenKeiner dieser Verwandten lebt in Litauen; jeder dort
Ansassige würde sich der Gefahr von Repressalien seitens
der litauischen Behörden aussetzen, wenn er etwas der-
artiges unternehmen wollte . .

öch verwandte etwa zehn Tage auf die Einholung von Auskünften
an Ort und Stelle und hatte Gelegenheit zu Gesprächen mit zahlreichen
Persönlichkeiten in wichtigen Stellungen. Durch meine Erkundigiingen
und besonders aus meiner Fühlungnahme mit hohen Beamten der
litauischen Regierung erlangte ich die Gewißheit, dasz die

Regierung, wenn kein Druck auf sie ausgeübt wird,
nicht daran denkt, den Gefangenen eine gerechte
Möglichkeit zur Verteidigung zu geben und dasz sie
es darauf abgesehen hat, Unschuldige zu ver-

urteilen, um die anderen Memelländer von einer

politischen Betätigung abzuschrekken .

Rachstehende Tatsachen sind bezeichnend: Keinem der in Ge-

wahrsam befindlichen Personen war es bisher ge-
stattet, einen Anwalt zu empfangen, obwohl sich viele von

ihnen schon seit dem 9. Februar 1934 in Haft befanden. Das neue

Staatsschutzgesetz trat am 8. Februar d. Z. in Kraft und wurde nach
der Verhaftung vieler der Gefangenen am 9. Februar d. Z. veröffent-
licht. Herr Kavolius (der Beisitzende Oberstaatsanwalt in Kauen)
teilte mir mit, dasz sich nach diesem Gesetz und nach dem geltenden
Strafrecht die Dinge folgendermaßen verhalten: Die Gefangenen sind
nicht berechtigt, einen Rechtsbeistand zu empfangen oder auch nur

zu erwählen, ehe nicht die Anklage erhoben ist. Sie
müssen jedoch binnen drei Tagen nach Anklageerhebung
ihren Anwalt wählen und jene Zeugen benennen, die sie vorzuladen
wünschen, obwohl sie bis dahin noch gar keine Gelegenheit hatten, zu
erfahren, welcher Rechtsanwalt etwa bereit ist, sie zu verteidigen oder

gegen welche Anschuldigungen sie sich zu verteidigen haben . . . Herr
Kavolius teilte mir ferner mit, dasz die Verhandlung vermutlich inner-
halb einer Woche nach Anklageerhebung stattfinden werde. öch legte
Verwahrung cgegendieses beabsichtigte Verfahren ein, zumal ja mach
Angabe der ehörden das Anklagematerial viele Bände umfassen soll.
Anscheinend hat mein Protest einige Wirkung gehabt. Denn aus den

Angaben der litauischen Presse läfzt sich entnehmen. dasz die Ver-

handlung wahrscheinlich erst Ende November stattfinden wird, so dasz
—- die Richtigkeit dieser Zeitungsberichte vorausgesetzt — etwa ein
Monat für die Vorbereitung der Verteidigung zur Verfügung stehen
würde. Dagegen sind Anzeichen dafür, dasz noch irgendwelche andere

Erleichterungen eingeräumt werden, nicht vorhanden.
Die Verteidigung wird auch dadurch behindert, dasz d e r d eutsch e

Wortlaut des neuen Staatsschutzgesetzes nur sehr
schwer zu erlangen ist, da die Zeitungsnummern, in denen· er

erscheinen oll, sofort beschlagnahmt werden. öch selbst besitze einen

deutschen ortlaut, doch ist es bezeichnend, dasz ich ersucht wurde.
niemandem zu verraten, wer ihn mir zugesteckt hat. Letzthin hiesz es

in einer litauischen Zeitung, einige der Häftlinge würden vielleicht nicht
in der Lage sein, sich einen Verteidiger zu besorgen. Die Quelle dieser
Rachricht ist unbekannt, doch legt sie die Vermutung nahe, dasz d i e

Regierung einen Druck auf die litauischen Anwälte

dahin auszuüben bemüht ist, dasz keiner von ihnen
als Verteidiger der Deutschen auftritt. Den Ge-

fangenen wird eine deutsche libersetzung des Beweis-

verfahrens verweigert, obwohl die meisten von ihnen kein

Litauisch verstehen.
Unheimliche Gerüchte laufen über d i e B e h a n d l u n gl d e r

G e f a n g e n e n u m , und es wird allgemein geglaubt, dasz m i n -

destens ein Häftling (Rimkus) infolge der Mifzs
handlungen bereits gestorben und ein anderer (Horn)
i r r si n n i g g e w o r d e n ist und sich jetzt in einem örrenhause be-·

findet; Ende August waren es schon zwölf Wochen her, dasz niemand
die Erlaubnis erhalten hatte. ihn zu besuchen. Ein anderer Gefangener
wurde im April d. Z. verhaftet und meines Wissens wurde seitdem
niemand mehr zu ihm gelassenl Ein weiterer Häftling, namens L an k
g e r , der jetzt nach Deutschland entflohen ist. berichtet. er selbst sei
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Eine englische Denkschrift über Memel.
gefoltert worden und er habe gesehen, wie man den oben genannten
und tot geglaubten Rimkus ebenfalls gefoltert hat.

Die. litauische Regierung gab mir-nicht die Er-
laubnis, irgendeinen der Gefangenen in der Haft
zu besu chen, obwohl ich deutlich hervorhob, dasz ich aus der Richt-
erteilung dieser Erlaubnis die Folgerung ziehen müsse,dasz die von mir

vernommenen Gerüchte über die Vorgänge im Gefängnis auf Wahr-
heit beruhen. Von Herrn B isauskis (dem früheren litauischen
Geschaftstragerin London, der jetzt im Kauener Auszenministerium tätig
ist), erhielt ich zur Antwort, ich möge es als ein Glück erachten, dasz
man in Litauen Gefangenenicht im Gefängnis erschiefze; und er deutete
aii, dasz es, falls·ich meine Tätigkeit fortsetzen sollte, wohl geschehen
konnte, dasz einige von ihnen »bei einem Fluchtversuch« erschossen
werdenz Demnach nist man zu der Annahme gezwungen, dasz die Zu-
stande in den Gefangnissenso arg sind·,-dafz die Regierung lieber die
Geruchte weiter»kursieren als jemanden die Häftlinge aufsuchen läfzt.

In den meisten Fällen wurde den Frauen oder nächsten
Verwandten gestattet, die Häftlinge etwa alle 14 Tage zu
besuchen; das darf aber nur im Beisein eines Gefängnis-
aufsehers geschehen,der zwischen dem Doppelgitter, hinter dem sich
der Gefangenebefindet, und dem Besucher Aufstellung nimmt. Der

Rigaer Berichterstatterder ,,Times«, der von den Bolschewisten eine
Zeit lang in Moskau eingekerkertwar, hat mir erzählt, das sei die

alte«r·usscsche,auf die Gesprache zwischen den Häftlingen und ihren
Familienangewandte Methode; natürlichsei es unter solchen Umständen
fur die Verhafteten schlechthin unmöglich,Aufschlusz über ihre Leiden
im Kerker zu geben, ohne von seiten der Behörden Vergeltungs-
masznahmen fürchten zu müssen. Offenbar haben die Litauer, die vor

dem Kriege unter dem Polizeisgstem des zaristischen Ruleands gelebt
haben, dieses System übernommen und es scheint ihnen jetzt, wo sie
selber im Sattel sitzen, ganz selbstverständlichzu sein, dasz dieses selbe

Sgsäem
nun von ihnen gegen die ihnen unterworfenen Völker angewandt

wir .

"

Obwohl das Memelstatut (Art.5) bestimmt, dasz die Straf-
gesetzgebung der Gerichtsbarkeit den autonomen Behörden des Memel-
gebietes untersteht und dasz die deutsche und die litauische Sprache
gleichberechtigt sind (Art. 27), beabsichtigt man, die Gefangenen vor

ein Gericht zu stellen, das sich auszerhalb des Memel-
gebietes befindet und zwaran Grund eines Ge-
setzes, das vonden Vertretern des Memelgebietes
nicht gebilligt, sondern lediglich durch Verordnung
der litauischen Regierung in Kraft gesetzt
worden ist · . .

Ich bin nach Memel in der festen Uberzeugung gekommen, dasz Teile
der Bevölkerung des Memelgebietes tatsächlich hochverräterischeUm-
triebe gegen den litauischen Staat ins Werk gesetzt hätten; und ich
kann selbstverständlichnicht mit Bestimmtheit behaupten, dasz dem nicht
so ist,·da ich über die Sah-Partei keine ursprünglichen Informa-
tionen besitze. Doch kann ich den Widerwillen und die Geringschätzung
bezeugen, welche verantwortliche Mitglieder der Reumanns
Gruppe gegenüber der Sah-Gruppe hegen; sie glauben von der

letzteren, dasz sie im Solde der litauischen Regierung gestanden hat,
einmal um die memelländischenStimmen zu zersplittern, und dann, um

die Politik der verantwortlichen Führer des Memellandes in Verruf
zu bringen. Hervorragende Mitglieder der Reumann-Gruppe sprachen
ganz offen mit mir, und ich bin überzeugt, dasz die Gruppe
als Ganzes nicht in Umtriebe gegen den litauischen
Staat verwickelt gewesen ist. Tatsächlich scheinen sowohl
sie als die Bevölkerung von Memel jener Denkweise bar zu sein.
die zur Heranbildung von Revolutionären erforderlich ist; sie scheinen
sich dessen bewuszt zu sein,·dasz ihre wirtschaftliche Zukunft eher mit

Litauen als mit Ostpreuszen verknüpft ist.
«

öch las Briefe von Dr. Reumann, welche d.ie Staats-
treue und sogar Freundschaft zu Litauen zum Ausdruck
bringen und die oollzogene Tatsache der Trennungdes Memeler Ge-

schickes von demjenigen Deutschlands betonen. »
Diese Briefe wurden

geschrieben, bevor Dr. Reumann SchwleklglselkeklMit den Behörde-I
gehabt hat, und sie scheinen für»dieHaltung seiner Partei kennzeichnend
zu sein. öch stellte sorgfaltige Erhebungen an, um zu

erfahren, ob ein Grund vorliege, Dr. Reumanns

Loyalität gegenüber Litauen in Zweifel zu ziehen;
ich konnte aber keine Anhaltspunkte für eine solche
Annahme entdecken .

.».

Alle Ergebnisse der bisherigen Wahlen im Memelgebiete bestätigen
die Ansicht, dasz die Alt-Memelländer ein homogenes
Ganze bilden und dasz kein bemerkenswerter Risz
zwischen litauisch und deutsch Iprechenden Bürgern-
besteht. Wenn auch im Memelgebiet als Ganzes genommen eine
kleine Mehrheit von litauisch sprechenden Wählerii vorhanden ist, so
hat es doch der »Litauer-Block« nicht vermocht, mehr als 5 von den

29 Sitzen des Landtages zu erhalten. Aus diesen Zahlen ergibt sich.
dasz die litauisch sprechenden Einwohner des Memel-

gebietes tatsächlich die Selbstverwaltung einer

EinverleibungihresGebietesinGroszlitauenvor-
ziehen.

Drastische Polizeimethoden werden gebraucht, um

Zeden einzuschüchtern,der Mitgefühl für irgendeinen politischen Häft-



ling verrät. Als z. B. einige verhaftete und dann wieder frei-
gelassene Leute auf dem Bahnhofe von mehreren Freunden erwartet
wurden, sind die letzteren von der Polizei ergriffen und mit Kniit-
teln schwer geschlagen, einige Stunden in Haft behalten Und

dann entlassen worden, ohne dafz eine Anschuldigung wegen irgend-
eines Vergebens gegen sie erfolgt ware.

Von 800 Beamten und Angestellten des Memel-
gebietes sind über 500 bereits unter verschiedenen

«

Vorwänsden abgesetzt worden« ön zahlreichen Fällen wurde
bei langjährigen Beamten »derStadt Memel als Entlassungsgrund
angegeben, dasz sie der litauischen Sprache unkundig
seien; sie wurden durch Leute ersetzt, die des Deut-
schen nicht mächtig sind.« Und dies im Gegensatz zu Art. 27
des Memelstatutes, welcher bestimmt,dafz Litauisch und Deutsch als
amtliche Sprachen des Memelgebietesals gleichberechtigt anzuerkennen
sind, und obwohl tatsächlich Deutsch die einzige Sprache
eines Groszteils der Bevolkerung ist. Von den Dienst-
enthebungen wurden auch zwei Richter betroffen, obgleich nach
Art. 23 und 24 des Memelstatuts die Richter der memelländischen
Gerichtshöse auf Lebenszeit-ernannt und nur auf Grund eines Urteiles
der Memelabteilung des LitauischenObersten Gerichtshofes iii Kauen
absetzbar sind. oDas Memelgebiet wird seit einigen Zahren unter dem
Gesetz des Kriegszustandes verwaltet. ön den letzten Monaten
wurde die Memelpoltiei in starkem Mafze durch Litauer von

Ouktekbolbdes Gebietes ersetzt, die kein Deutsch verstehen und unter
denen sich in zahlreichen Fallen auch Leute befinden sollen, die ein
S»«Ofk29!ltkk VOII schweren Verbrechen aufweisen
koiinen.

ROkUkllkbkann man sich, was die Argumente der Staats-

911!V»0Hskl)ozft betrifft, nur auf Vermutungen stützen. Doch haben

iiispirierteArtikel in der litauischen Presse viel Aufhebens von einer
Ziede gemacht, die ein Dr. Endrejat, ein ganz kleiner Vorstand
der »Winterhilfs-Gruppe« der Reumann-Partei in einer Versamm-
lung im Rovember 1933 gehalten hat. Die litauischen Blätter be-

haupten, das sei »eine höchst aufrührerische und aufreizende Rede« ge-
wesen und sie habe u. a. die Wendung enthalten, die Partei Dr. Reu-
maniis vertrete »die Gedankengänge Hitlers in Osteuropa«. Ich erhielt
aber von vertrauenswürdiger Seite den von Dr. Endrejat selbst vor-

bereiteten Entwurf dieser Rede. Danach enthält sie in der Hauptsache
einen rhetvrischen Uberblirk über die Geschichte des Memelgebietes
während der letzten 500 Zahre, und wenn sie auch sicher verletzend für
litauische Gefühle ist,.so enthält sie doch weder direkt noch indirekt
irgendeine Aufreizung zur Gewalttätigkeit, und sie läfzt auch nicht das
Bestehen einer Verschwörung erkennen, wie sie überhaupt gar nichts
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enthält, was irgendwie den oben erwähnten Worten entspräche. Mir
wird berichtet, dafz Dr. Endrejat eine bedeutungslose Person in der

Reumann-Partei gewesen ist Und dafz er nach dieser Rede überdies

sogleich aus der Partei entfernt worden ist. Es wird jedoch in
weiten Kreisen Litauens befürchtet, dafz die

Regierung versucht, Beweise zu sfabrizieren, in-
dem sie in diese Rede einige Sätze einflicht, die
darin nicht enthalten gewesen sind.
öch bin der überzeugung, dafz Erwägungen der Landesverteidigiing

nicht genügen, um die von der litauischen Regierung getroffenen Maszs
nahmen zu erklären, und ich glaube, dafzdie richtige Erklärung
für deren Vorgehen folgende ist: Die litauische Regierung
ist der Ansicht, dasz ihr eine wirkliche oder ver-

meintliche Razigefahr eine gute Entschuldigung
gebe-für eine beschleunigte Durchführung ihrer

offen zugegebenen Politik einer Angleirhung des
Memellandes an das übrige Litauen und einer
Zerstörung der durch das Memelstatut gewahr-.
leisteten Autonomie. Zu diesem Zwecke bedient sie sich
terroristischer Methoden, die mindestens ebenso gegen die

verantwortlichen und logalen Führer des Memellandes als gegen
etwaige wirklich aufständische Elemente gerichtet sind. Zweifellos
rechnet sie darauf, dafz, falls es gelingt das alte memelländischeElement

für ein bis zwei Zahre aus dem öffentlichen Leben auszuschalten, sie
sich der ganzen Verwaltung bemächtigen kann und eine Z-Mehrheit
imsLandtag zu erzielen vermag, um das Memelstatut .so abzuändern,
dafz die Autonomie des Memelgebietes vernichtet
oder zu einer Fiktion gemacht wird. Eine Volks-
befragung über eine Abänderung des Statuts, wie sie in der
Memelkonvention vorgesehen ist, würde in den Händen groszlitauischer
Beamten natürlich nichts anderes sein als eine Farre. Meines Er-
achtens sind die allerunparteiischsten Beobachter der Memeler An-
gelegenheiten zu derselben Schluszfolgerung gelangt.«

Anschlieszend geht Sir Lawrence noch auf die Sitzung des Memel-
landtags vom S. September ein, die durch litauische Mafznahmen be-

schlufzunfähiggemacht worden ist, um dann seine Denkschrift mit einem

Hinweis auf die von Schulrat·Meyer verfaszte Memelpetition zu be-

schliefzem»Aus Genf«,so schreibter, »erhielt ich die Drurkschrift einer

Petition, die den vier Signatarmachtender Memelkonvention von Herrn
Richard Meger«uberreichtworden ist; dieser ist seit vielen Zähren
der Leiter des«Erz-iehungswesensdes Memelgebietes, wurde aber letzt-
hin von den litauischen Behördenentlassen. Diese Denkskhrift
beleuchtet grell einige Verstöße, die gegen das
Statut begangen worden sind.«

Fortgesetzte Verletzungdes Memelstatth
Die Signatarmächte greifen ein.

Die Beschwerde,die der Vizepräsident des Memell·andtages,Schul-
rat Meyer, kürzlich in Genf den Vertretern der Sigiiatarmärhte
des Memelstatuts übergeben hat, ist nicht ohne Erfolg geblieben.
England, Frankreich und Italien sind durch ihre Kauener
Vertreter im litauischen Auszenministerium vorstellig
g e w.o r d e n. Es handelt sich bei dieser öntenvention nicht um einen

gemeinsamen Schritt der Signatarmächte. Z apan, die vierte

Signatarinacht, hat sich an dem Schritt nicht beteiligt. Aber nicht
deshalb, weil es etwa die litauischen Masznahmen billigte, sondern
iveil die drei anderen Mächte als Mitglieder des Völkerbundes die

Angelegenheitmit voller Absicht so angefafzt haben, dafz es Japan,
das seit seinem Austritt aus Genf jede Verbindung mit deni Völker-
bunde peinlichst vermeidet, nicht möglich war, mit ihnen gemeinsam in
Kauen zu intervenieren. Die englischen, französischen und italienischen
Vertreter haben im litauisrhen Aufzenministerium zum Ausdruck ge-

bracht, dsafz die gegen die Autonomie des Memelgebietes gerichteten
Mal-nahmengrofze Besorgnis bei ihren Regierungen
Ausgelvst hätten, und dafz es mit Rücksicht auf den in Genf ein-

genommenen Standpunkt der Unoserletzlirhkeit der Verträge notwendig
sel- daf- dJe gesetzmäfzigen Zustände im Memelgebiet
lkUkXEkiUgllxh wieder hergestellt werden. Wieiter ist der

litauischenRegierungmitgeteilt worden, dafz sich zur Zeit ein von den

drei Signatarmachteneingesetzter s u r i st i s ch e r A u s s ch u fz mit den
in der Denkschrift »desSchulrats Meyer vorgebrachten Beschwerden
befasse, und dafz die Mächte entschlossen seien, gegebene nsa lls
weitere energische Schritte zur Wiederherstellung
des Rechtszustandes zu unternehmen.

Die von den juristischenSachverständigender drei Mächte ein-
geleitete UnkekiUchUUgIOU ilkb auf drei Hauptpunkte erstrecken: l. Auf
die Absetzung Dr. Schreibers und zahlreicher Beamter im

Memelgebiet durch den litauischenGouverneur. 2. Die V e r h aftu n g
Dr. Reumanns sowie anderer memelländischerPolitiker, ohne dasz
bisher das gerichtliche Verfahren gegen sie eröffnet worden wäre.

Z. Auf die Entziehung einer Reihe von Abgeordneten-
niandaten durch den Gouverneur und den dadurch verhinderteii
Zusammentritt des MemelländischenLandtages. Die Untersuchung soll
feststellen, inwieweit in jedem dieser Falle eine Verletzung des Statuts

zu sehen ist. Sie wird nicht von den Zuristen der drei Ausivärtigen
Ämter gemeinsam, sondern in den drei Hauptstädten getrennt durch-
geführt. über das weiter einzuschlagendeVerfahren ist bisher nichts
bekannt. Vemerkensioert ist, dafz sich nun endlich auch d i e englische

Presse der Memelfrage angenommen hat. Die »Times« versicheru,
dafz die öntervention des englischen Vertreters in Kauen einem
Ultimatum geglichen habe, und dafz von Litauen Auskunft bis

spätestens zum 7, Oktober verlangt worden seil Die ,,Dailg Mail«

ergänzt diese Meldung dahin, dasz die englische Regierung im Einver-

nehmen mit Rom und Paris die Entsendung von Kriegs-
schiffen nach Memel in Erwägung ziehe, falls die litauische
Antwort nicht zufriedenstellend ausfallen sollte.

- Eine Zusatzbeschwerde.
Schulrat Meyer, der kürzlich den Signatarmächten des Memel-

statuts eine die litauischen Rechtsbrüche betreffende Petition überreicht
hatte, hat den Mächten am 20. September eine Z u s a tz b e s ch iv e r d e

zugehen lassen, in der er einige neue Rechtsbrüche des illegalen Direk-
toriums Reisgns behandelt. Es handelt sich dabei vor allem um

Verstöfze gegen den im Memelstatut festgelegten
Grundsatz der Gleichberechtigung der deutschen und
der litauischen Sprache. Rach Artikel 27 des Statuts steht
den Memelländern das Recht zu, sich nach Belieben der einen
oder der anderen Sprache zu bedienen. Schulrat Meyer erwähnt in
seiner Zusatzbeschwerde u. a.· die V e r o r d n u n g d e s D i r e k -

toriums Reisggs vom 4. September d. J., derzufolge alle

Aushänge- und Firmenschilder, Plakate und Bekanntmachungen aller

gemeinnü igen Anstalten und Unternehmungen sowie solcher des Handels,
der öndutrie, des Handwerks u. dgl. bis zum 15. Oktober d· Z. in
beiden Sprachen anzufertigen sind, wobei die litauische Sprache an erster
Stelle zu stehen hat. Während in diesem Falle die litauischen Behörden
also von der deutschen Memelbevölkerung eine über sdie Bestimmungen
des Statuts hinausgehende Berücksichtigung der litauischen Sprache
verlangen, lehnen sie selber die pflichtgemäfze Berücksichtigung der

deutschen Sprache ab. Die litauischen Verwaltungen im

Memelgebiet, Bahn, Post und Zoll, verweigern die Annahme
von Schriftstücken in deutscher Sprache. Der G o u v e r n e u r weist
Schreiben des Direktoriums und Anträge von Landtagsabgeordneten,
soweit sie in deutscher Sprache abgefaszt sind, zurück.D i e lita u ischen
Gerichtsstellen und Staatsanwälte nehmen Schreiben in

deutscher Sprache nicht an. Der litauische Untersuchungs-
r i chter nimmt bei seinen Amtshandlungen im Memelgebiet Schreiben
der Angeklagten und Zeugen, wenn sie deutsch abgefafzt sind, nicht zur
Kenntnis. Die litauische Polizei und der litauische
U n t e r s u ch u n g s richte r fassen die Protokolle über die Ver-

nehmung von Memelläiiderii, die der litauischen Sprache nicht mächtig
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sind, in litauischer Sprache ab und ziviiigen durch Strafandrohung die
Bernvmmenen, diese ihnen unverständlichenProtokolle zu unterschreiben.
Das amtliche sernsprechverzeichnis, die amtlichen
sormulare der litauifchen Behörden im Memelgebiet,
die öffentliche Inschrift am litauischen Gouvernementsgebäude in Memel,
die Eisenb ahnfahrkarten usw. find in litauischer Sprache
gehalten. Die litauischen Behörden bedienen sich also
überall einer Sprache, die einem groszen Teil der

Memelbevölkerung völlig unbekannt ist und deren
Verwendung in vielen sällen schwere Gefahren und
Nachteile für den deutschen Bevölkerungsteil zur
Z o l g e h a b e n m u h. Weiter geht Schulrat Meyer in seiner Zusatz-
beschwerde auf ldie willkürliche und rechtswidrige M a fz r e g e l u n g
von Beamten der Memeler Stadtverwaltung durch
den komissarifchen Oberbürgermeister S i m o n a i t i s , dem von der
1. Zivilkammer des Landgerichts Memel am J. September die öllegalität
feiner Amtstätigkeit bescheinigt worden ist. Zum Schlufz bittel Schulrat
Meyer die Signatarmächte, dafür Sorge zu tragen, dasz d i e« R a nie n

der memelländischen Personen, die in seiner ersten Be-
schwerde erwähnt worden find, nicht den litauischen Stellen bekannt
gegeben werden, da mit Recht zu befürchten ist, dafz die Litauer es nicht
unterlaser werden, sich an diesen Personen« zu rächen, und zwar auf
Grund des sogenannten Gesetzes zum Schutze von Bock und Staat, das

auch diejenigen mit Strafe bedroht, die zur Wahrung der verbrieften
Selbstverwaltungsrechte des Memelgebietes den Schutz der Signatar-
niächte anrufen.

Litauisierung der Schulen.
Das illegale Direktorium Reisggs unternahm am 27. September

einen scharfen Borstofz gegen das Schulwesen des
M e m e l g e b i e te s. Es veröffentlichte einen Erlafz, demzufolge vom

1. Oktober an die Unterrichtssprache in den memelländischen Schulen
nach folgenden Gesichtspunkten festgesetzt wird:
»Wenn die Schüler litauischer A bsta mmuiig zusammen mit den

zu Hause litauisch sprechenden Schülern in einer Schule die
Mehrheit bilden, so wird in dieser Schule in der litauischen Sprache
unterrichtet. Wird die Mehrheit durch Kinder deutscher Abstammung
gebildet, so ist die Unterrichtssprache deutsch. über die Abstammung der
deutschen Kinder müssen bis zum 1. November von den Schul-
leitern entsprechende Listen aufgestellt werden. Rach
einer Prüfung dieser Listen durch die S ch u l r ä t e und ihre Bestätigung
durch das Direktorium wird die Unterrichtssprache in den ein-
zelnen Schulen festgesetzt.«

Dieser Erlafz bedeutet, wenn er durchgeführt wird, das
Ende der deutschen Schule im Memelgebiet. Er stellt
eine krasse Berletzung des Memelstatuts dar. Er ist, da
das Direktorium cReisggs auf illegale Weise ins Amt gekommen ist,
als ebenso rechtlich ungültig anzusehen, wie alles-, was von diesem
Zwangsregime sonst noch an ,,vollendeten Tatsachen« geschaffen worden
ist. Der Erlasz verletzt den Grundsatz, der dem Memelstatut zugrunde
liegt, dasz nämlich die Entscheidung, ob deutsch oder eine
andere Sprache die Unterrichtssprache in den
memelländischen Schulen sein soll, allein den Er-
ziehungsberechtigten zusteht. Er läfzt den Willen vder
Erziehungsberechtigten völlig aufzer acht und setzt an dessen Stelle zw ei
sogenannte ,,«objektive« Bestimmungsmerkmale:
Abstammung und Haussprache. Kinder, die ,,litauischer
Abstammung« sind oder zu Hause litauisch sprechen, werden ohne
weiteres zum »litauischen« Bolkstum gerechnet. Dabei werden d i e

diesbezüglichen Erklärungen der Eltern einer drei-
fachen Prüfung unterzogen: 1. durch denSchulleiter, 2.durch
die Schulräte und Z. durch das Direktorium. Es läszt sich voraussehen,
dafz aus dieser dreifachen Prüfung durch litauische Stellen kaum
noch andere als ,,litauische« Kinder hervorgehen werden. D er Be-
griff der ,,litauischen Abstammung« öffnet jeder
Willkür d a s T o r. Der nichtdeutsche Rame e i n e s Eltern- oder
Grofzelternteiles wird genügen, um einem Kind sein Deutschtum streitig
zu machen. Ebenso bietet der Begriff der ,,Haussprache·· für willkür-
liche Entscheidungen weitesten Raum. ön einem sprachlichen Mischs
gebiete wie dem Memelland ist es klar, dafz ein grosser Teil der Be-
wohner zwei Sprachen mehr oder weniger gut nebeneinander beherrscht
und gebraucht, wobei jedoch zu bemerken ist, dasz sich der im Memelland
gesprochene nichtdeutsche Dialekt vom reinen Litauischen stark unter-
scheidet. Den prüfenden litauischen Stellen wird die Feststellung ge-
nügen, dafz zu Hause auch der memelländisch-litauischeDialekt neben
der deutschen Sprache gebraucht wird, um einem Kinde das Recht auf
den Besuch einer deutschen Schule streitig zu machen. Es ist bemerkens-
wert, dafz nach dem Erlasz die ,,litauische Abstammung« oder die
,,litauische Haussprache« genügen, um ein Kind in die litauische
Schule zu zwingen, dab zum Besuch einer deutschen Schule dagegen
lediglich die deutsche Abstammung, nicht aber die deutsche Haussprache
berechtigt.

Die litauischen Schulleiter, Schulräte und Direktoriums-
beamten werden dafür zu sorgen wissen, defz es im Memelland bald keine
Schule mehr gibt, in der sich nicht d i e Kinder in der Mehrzahl"befinden,»
die ,,litauischer Abstammung« sind oder zu Hause ,,litauisch sprechen«.
öst aber einmal eine solche ,,litauische«Schülermehrheit in einer Schule
»festgestellt«worden, dann hat nach dem Erlasz auch d i e so k o n -

ftruierte deutsche Schülerminderheit kein Recht
mehr dar-auf, in deutscher Sprache unterrichtet zu
w e r d e n. Eine brutalere Bergewaltigiing der freien Selbstbestimmung
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ausgleichszahlungen

und eine gemeinere Berdrehung des Bolkstumsbegriffes hat es in der
an Gewalttätigkeiten und Berlogenheiten gewifz nicht armen Geschichte
der deutschen Bolksgruppen in den Oststaaten bisher wohl noch niemals
gegeben· Der Wille der Erziehungsberechtigten wird mit süszen ge-
treten. Hergelaufene Kreaturen aus Groleitauen mafzen sich an, der

deutschen und deutschgesinnten Bevölkerung des Memelgebietes ihr
unverständliches ödiom als Unterrichtssprache aufzuzwingem Es wäre
kein Wunder, wenn die Memelbevölkerung diese freche Provokation
von Aufzenseitern der europäischen Kultur mit passiveni
Widerstand beantworten würde und wenn sie sich weigerte, ihre Kinder
Institutionen anvertrauen, die nur dazu geeignet find,»deren Bildung
auf das kümmerliche Niveau eines Bolkes herabzudrücken,das selber
eben erst aus dem jahrhundertelangen Dämmerzuftandnationalkultucellec
Unfruchtbarkeit aufgetaucht ist.

Täglich neue Terrormafznahmem
«

Rath einer Bekanntmachung des Landesdirektoriums haben die-

jenigen Beamten der autonomen Behörden, denen zum i. Oktober ge-
kündigt worden ist, bei einer eventuellen Wiedereinstellung vor einer

Kommission e i n e Pr ü f u n g a b z u l e g e n. Zu dieser Prüfung,
über die noch nichts Genaueres bekannt ist, werden nur Personen
zugelassen, die sich ,,nicht staatsfeindlich betätigt
ha b e n«. Mit Wiedereinstellung ist nur in Ausnahmefällen zu rechnen,
und die meisten Posten werden mit Beamten aus

G r vsz l it a u e n b e se tzt werden. Auch die durch die Mafznahmen
des Gouverneurs freigewordenen P f a r r st e l l e n im Memelgebiet
werden wahrscheinlich mit litauischen Pastoren besetzt
werden. über die Unterrichtssprache im M e m e le r L«e h r e r -

seminar wird vson amtlicher Seite mitgeteilt: Künftig wird iii

litauischer Sprache unterrichtet werden in den sächern
Religion, Psädagogik, Geschichte, Erdkunde und Ggmnastik. In Natur-
kunde und Mathematik wird der Unterricht in deutscher Sprache erteilt,
Musikanterricht in beiden Sprachen. Zede den Unterricht betreffende
Unterhaltung zwischen Lehrern und Schülern hat in litauischer Sprache
zu erfolgen. Lehrer, die sich den neuen Verhältnissen nicht anpassen
konnten, sind bereits versetzt worden.

Zwangsmafznahmeu im Versicherungswesen.
Bor kurzem ist auch ein Borstosz gegen das Versiche-

rungswesen im Memelgebiete erfolgt. Wie viele Wirt-

schaftszweige, so ist auch das Bersicherungswesen in Litauen v- e r -

staatlicht und monv oiisiert worden. Litauen hat auch im

Memelgebiet eine beson ere Agentur seines staatlichen
B e r s i ch e r u n g s a in te s eingerichtet. Diese Agentur hat sich
nunmehr an das litauische Direktorium gewandt und beantragt, a l l e n

dem Direktorium unterstehenden Selbstverwaltun-
gen aufzugeben, die mit ausländischen, d. h. in erster
Linie mit deutschen Bersicherungsgesellschaften
abgeschlossenen Berträge zu kündigen und mit der

,,Agentur des staatlichen Berlicherungsamtes des Memelgebiets« neue

Verträge abzuschliefzem
» ·

Die litauische Agentur hat im Memelgebiet bis ietzt nicht viel

Geschäfte machen können; hat doch das Memelgebiet mit den litauischen
Bersicherungsgesellschaften sch o n e i n m a l r e cht ü b l e E r f a h -

r u n g e n gemacht. Selbst litauische Kreise haben seinerzeit daraus

gelernt und davon Abstand genommen, Bersicherungsabschlüssemit den

litauischen Blersicherungsgesellschaften zu machen. Dazu kommt noch,
dasz die groben ausländischen, insbesondere die
deutschen Bersicherungsgesel»lschaften,«viel lei-
ftungsfähiger und billiger sind als die kleinen
lit.auischen.

Die Litauer stehlen deutsche Kriegerreuteu.
Der Memellänidische Kulturbund erhielt vom BDA

in gewissen Zeitabständen einen Geldbetrag zu Renten-
für die Kriegsbeschadigteu

im Meme lgebiet. Am 27. September»wurdewieder ein gröfzerer
Betrag zu diesem Zweck an den Memellandischen Kulturbund über-

wiesen. Als nun eine Angestellte des Kulturbundes das Geld von

dieser Bank abholte, wurde es ihr auch anstandslos ausgezahlt und-
zwar insgesamt 21000 Lit (= 8500«Mark).ön diesem Augenblick
erschienen aber einige Beamte der litauischen Staatssicherheitspolizei
und verhafteten die Angestellte Sie mufzte mit zur
Polizeiwache, wo sie mehrere Stunden festgehalten wurde, bis die
Beamten die cNummern jedes Scheines aufgeschrieben hatten. Darauf
konnte sie die Wache wieder verlassen, natürlich ohne das Geld, das

beschlagnahmt wurde. Roch an demselben und folgenden Tage wurden
der Borsitzende des Kulturbundes, Superintendent Po»dsz»us, und
der Geschäftsführer des Bundes mehrere Stunden lang in dieser An-

gelegenheit vernommen. Die Beschlagnahme des Geldes ist um tso
unverständlicher, als es dem Gouverneur des Gebietes bekannt.ist,
dafz zu diesem Zwecke Geld aus Deutschland kommt. Dies ist ihm
früher auch vorn Vorsitzenden des Bundes mitgeteilt worden, iind er

hat bisher nichts dagegen eingewandt.

Jm HerbftnachOftpceußeni
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»Der Sieger von Genf«.
.

Die polnische Presse hat den Abschlusz der Völkerbundstagungnoch
einmal dazu benutzt, um die Unwiderruflichkeit dek Genier
Erklärung des polnischen Aufzenministers vom

1 Z. S e p t e mb e r zu unterstreichen. Polen hat keinen Anlafz, mit der

Att, wie die in Genf vorliegen-den Minderheitenbeschwerden diesmal
behandelt wurden, unzufrieden zu sein. Die im Völkerbund mask-
gehendenMächte, die sich über den polnischen Vorstosz in der Minder-

beitenfkagezunächstmichtgenug aufregen konnten, haben es wieder

einmal versäumt, die gunstige Gelegenheit, die ihnen zum Rachweis
ihrer Fähigkeiten auf dein Gebiete des sog. Minderheitenschutzes ge-

boten wurde, zu nutzen. Die alte Beschwerde des Abg. Graebe über

die Benachteiligungder Deutschen in PosensPommerellen bei der Er-
teilung und Entziehungder S cha n k k o nzessio n e n , wurde, nachdem
man sie — zum.wievielten Male? —- aus den Akten hervorgeholt
hatte, ohne weitere Aussprache vertagt. Demselben Schicksal
verfiel die Beschwerde des Prinzen von Plesz, deren

Weiterbehandlungvor dem Rat trotz der polnischen Erklärung
dUtkhaus tmoglichgewesen ware. Der Vorsitzende des mit der Unter-
lUchungdieser Angelegenheitbetrauten Dreierausschusses erklärte, dass
es dem Ausschl-Z Noch Ulchk zmvgllkhgewesen sei, die Frage hinreichend
ZU Pthetu und er.ivandte sich dabei an die polnische Regierung mit
dFk VokllchklgellVille, keine Maßnahmen zu treffen, die einen nega-

ZEVEUEinflus- Ouf die Anwendung der Empfehlungen ausüben könnten,
le

dderAqslchulzev e n t u e»lldein Rat des Völkerbundes vorschlagen
were Dieser Bitte gegenuber beschränkte sich der polnische Auf-eii-
Mxniltekdarauf, mitzuteilen. dan sich die Frage zur Zeit in den
Landen der ex i ch t s b e h ö r d e n befänden, die sowohl die Inter-
essen des Glaubigers, also des Fiskus, wie auch die des Schuldners,
Oliv des Prinzen von Plesz, zu wahren verpflichtet seien.

.

Der heimkehrende Auszenminister wurde in Polen mit demonstra-
tivem»Aufwand begrüszt oEin »Propa·aandakomitee der

polnischenTatC das sich rasch organisiert hatte, sorgte dafür,
dasz dem Minister auf allen Bahnhöfen, die er auf seiner Fahrt nach

« VZarschau beriihrte, von der Bevölkerung begeisterte Osoationen dar-

gebracht wurden. Und in der Hauptstadt selbst bereiteten ihm die
Legionare und die anderen regierungstreuen Verbände, denen sich eine
grofze Menschenmenge ans»chlos"z,einen triumphalen Empfang. Oberst
Verk»wurdeals der ,,Sieger von Genf«, der Polen von der

,,schmahlichenLast« des Minsderheitenschutzvertrages von 1919 erlöst hat,
gefeiert. Dem etwa nech an der polnischen Beständigkeit zweifelnden
Auslande sollte mit»diesenKundgebungen noch einmal- klargemacht
werden, dafz Polen in dieser Angelegenheit unter keinen Umständen
mehr zuruckzuweichengedenkt.

.

Die Erklärung vom Iz. September war zunächst— auch von pol-
iiischerSeite — dahin ausgelegt worden, dafz Polen nicht den Minder-

heitenschutzvertragals solchengekündigt, sondern nur seine weitere

Mitarbeit bei der Durchfuhrungder Bestimmungen dieses Vertrages
bis zur Annahme seines Antrages auf Verallgemeinerung des Minder-
heitenschutzesabgelehnthat. Zetzt aber scheint man in Polen
noch erheblich weiter gehen zu wollen: Die offiziöse
»Gazeta Polska« veröffentlichte am 29. September einen von

Oberst M atuszewski verfaszten Artikel, in dem die polnische Auf-
sassung der Lage folgendermaßen dargelegt wurde: Am 13. Sep-
tember, als OsberstBeck in Genf seine Erklärung abgab, hätte-es
noch zwei Moglichkeitengegeben. Verallgemeinerung der Verpflich-
tungen km Sinne des polnischenAntrages oder Befreiung Polens von

seinen bisherigen Verpflichtungen auf diesem Gebiete. Rachdem Polen
dann aber am o2I. S e p t e ni b e r auf eine weitere Behandlung seines
Antrages verzichtet hatte, weil mit dessen Annahme im Viölkerbund
doch·nicht zu rechnen gewesensei, sei auch der M i nd e r h eiten -

ichutzvertrag endgültig erledigt, ohne Rücksicht darauf,
was Genf etwa noch in dieser Angelegenheit zii unternehmen gedenke.
Danach scheint Polen also den Minderheitenschutzvertrag von 1919
OIS Mcht mehr vorhanden ansehen zu wollen. Dafz ein solcher Stand-
PUiikt rechtlich unhaltbar ist, dafz hier ein glatter Ver-

tragsbrth vorliegt, scheint Polen dabei nicht weiter zu stören.
Es glaubt die Sorge, aus dieser peinlichen Klemme einen formal
klkh Ilgeii Ausweg zu suchen, den Mächten in Genf überlassen
zu kennen, die den polnischen Antrag auf Ver-allgemeinerung des
Schutzes am 21. September zu Fall gebracht haben.

In dieser Hinsichtuverdient ein offenbar inspirierter Artikel der

»Gazeta Polska Beachtung, der in bezug auf die künftige
Einstellung der maßgebenden Völkerbundsmächte
zur Frage des »Min«derheitensrhutzes« einen bemerkens-

Werken OPthlSIilus verrat. Die Vertreter der Westmächte, so
heifzt es da, hatten sich. als sie durch den polnischen Vorstofz zur

Entscheidunggedrangt wurden,nicht fur die Verallgemeinerung, sondern
fur die Aufhebung des»Minderheitenschutiesentschieden Sie hätten das

zwar noch nicht ausdrucklich gesagt, aber sie hätten sich doch immerhin
auf den. alle Möglichkeiten offen lassenden Standpunkt gestellt, d a fz
sie die Minderheitenschutzverträge nicht für etwas

Ewiges, sondern für eine vorübergehende Maß-
nahme hielten, über deren Abänderung oder Ab-

schaffung sie zu verhandeln nicht abgeneigt seien.
Daraus gehe hervor, dafz sich die Mächte mit dem Gedanken der

Aufhebung des Genfer Kontrollsustems bereits vertraut gemacht hätten.
Rur wollten sie diese Liquidation nicht so f o r t und nicht a l l -

gemein, sondern allmählich und unter Prüfung jedes
b e so n d e r e n F alle s durchgeführt wissen.

»
Wichtiger als diese juristische Seite des Problems, mit der sich

die ausländische Presse vorwiegend befafzt, ist im Augenblick die

pra ktische Auswirkung des polnischen Vorstofzes in Genf auf die

Lage der fremden Bolksgruppen in Polen, also die Frage, wie sich
Polen, nachdem es die ihm von jeher lästige Kontrolle des Völkerbundes

durch ein praktisch erfolgreiches, wenn auch jsuristischanfechtbares Vor-

gehen abgestreift hat, jetzt seinen fremden Bolksgruppen gegenüber
einstellen wird. Zweifellos hat der Gedanke, vor einem internatio-

nalen Forum Rechenschaft über seine »Minderheitenpolitik«ablegen
und dort eine oft peinliche Zurechtweisung einstecken zu müssen, auf
Polen mitunter heilsam und ernüchternd gewirkt. Unendlich oft ist
die Genfer Kontrolle weniger deshalb, weil sie gegen den Grund-

satz der Gleichberechtigung der Staaten verstöszt, als viel-

mehr deshalb leidenschaftlich abgelehnt worden, weil man in ihr ein

Hindernis für die freie Entfaltung des Kampfes
g e g e n d i e B o l k s g r u p p e n erblickte. Unter diesen Umständen
ist die Frage durchaus berechtigt, ob Polen seine neue Freiheit jetzt
nicht zu einem verschärften Vorgehen gegen die fremdvölkischenBürger
seines Staates ausnutzen wird. Oberst Beck hat, nachdem er iii

Genf seine Erklärung abgegeben hatte, die cBolksgruppen beruhigt:
Der innerstkaatliche Schutz, der in d"er Verfassung
und den einschlägigen Gesetzen usw. festgelegt sei,
bleibe nach wie vor in vollem Umfange bestehen.

Dieser beruhigenden Erklärung steht aber die Tatsache entgegen, dasz

weite Kreise der polnischen Offentlichkeit offenbar dazu neigen. in der

Beseitigungder Kontrollrechte des Völkerbundes den Auftakt für einen

allgemeinen Abbau auch des innerstaatlichen Schutzrechtes zu Iebekip
und dafz sie in dem Erfolg der Genfer Aktion eine direkte Aufforderung
zur beschleunigtenAusrottung der fremden Bolksgruppen erblicken.

Derartige Ansichten werden ziemlich unverhüllt vor allem in dec-

nationaldemokratischen Presse vertreten.

In der R e g»ie r u n g s p r esse dagegen wird sehr häufig die

beruhigende Versicherung,die Oberst Beck an die Bolksgruppen ge-

richtethat, wiederholt; Es soll nicht bestritten werden, dafz sich in letzter
Zeit in mancher Hinsicht eine Minderung des auf den fremdvölkischen
Burgern Polens ruhenden Druckes feststellen läfzt. Aber es geschieht
doch nochsehr vieles, was sich mit den freundschaftlichen Versicherungen
auch·nichtim»entferntestenvereinbaren läszt Und man hat, wenn einige
polnische Blatter ietzt die verstärkten und aufrichtigen L o g a l i t ä t s -

kundgebungen der deutschen Volksgruppe mit Wohl-
wollen »undnicht mehr — ivie früher —- mit offenem Mifztrauen zur
Kenntnis nehmen, den Eindruck, dafz sie das nur tun. weil sie der

Auffassung sind, die Deutschen würden sich jetzt, wo sie nicht mehr nach
Genf gehen können und vielleicht auch nicht mehr dorthin gehen wollen,
uber kurz oder lang ihres Volkstums freiwillig entäufzern und reibungs-
los im Polentum·untergehen. Es kann gegenüber solch’ trügerischen
Hoffnungen, falls sie wirklich gehegt werden sollten, nur festgestellt
werden, dasz die Deutschenin Polen von ihrem Staate

dasselbe fordern und zu, fordern berechtigt sind,
was Polen seinerseits vom Vsölkerbunde verlangt
hat: die Gleichberechtigung ihres Volkstums im

polnischen Staate.

Das eine — das Völkerbundssgstem — ist beseitigt; aber das

andere — die neue und bessere Form des Schutzes ist zwar ver-

sprochen, aber noch nicht erprobt. VZas d i e D eiitsch e n in P o le n

anlangt, so kann man wohl feststellen, dafz· sie für das Selbst-
b e w usztse i n d er P o-leii , das in dem Genfer Vorstofz zum Aus-«

druck gekommen ist, v o l l e s V e r st ä n d n i s aufzubringen vermögen.
Aber man kann es ihnen schlieszlichnicht übel nehmen, dasz sie es lieber

gesehen hätten, wenn, ehe das alte System beseitigte"·ivurde,erst ein-

mal ein neues, besseres System errichtet und ausgeprobt worden wäre.

,,VZenn man uns nun fragt«. schreibt die Bromberger ,,Deutsche Rund-

schau«, in diesem Zusammenhang u. a., »ob wir nicht frieren, weil man

uns den Ge n f e r S ch u tz p e l z ausgezogen-hat, sso antworten wir ganz

einfach: Der Pelz hat uns m a n ch m a l g e w ä r m t ,· aber wir

haben in der Zeit, in der er uns zur Verfügung stand, weit mehr
g e f r o r e n. Es waren überdies L ä u s e in diesem Pelz, und L ö ch e r

hatte er auch. Ereiben dann aber die anderen, die in zeiitralgeheizten
Steinhäusern wohnen, ihre Caktlosigkeit noch weiter und behaupten:
..Also seid ihr ganz zufrieden, dafz man euch den Pelz vom Garderoben-

haken genommen hat«-« — dann sagen wir trotz allem »Re i n l« Denn

solange der Pelz noch für uns greifbar war, hatten wir immerhin d r ei

Möglichkeiten: Entweder konnten wir ihn mit Löchern und

Läusen anziehen und uns dabei die rechtlich zuerkannte Wärme

vortäuschen. Oder wir konnten auf eine Reinigung und Au s-—

b esse ru ng dieses uns angepafzten Kleidungsstücks hoffen. Oder

endlich, wir durften mit einem T a usch rechnen · . . Sollte es iii diesem
Zusammenhang wirklich unmöglichsein, dafz wir g e g e n d e n V e r l u st
unserer Schutzgaranten den Gewinn der Gleich-
berechtigung eintauschen?«
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Schicksale deutscherSchulen in Polen.
Die deutsche Volksschule in Kotusch (Kreis Koften)

hat ihren Lehrer, Ed m und G a ue r, verloren. Gauer wurde ohne
jeden ersichtlichenGrund an eine von weifzruthenischen Kindern besuchte
Dorfschule in Ostpolen versetzt; und zwar nach Prozozgki im

Kreise Disna. Der neue Amtsort des deutschen Lehrers liegt iin un-

mittelbarer Rähe der sowjetrussischen Grenze im nordöstlichsten Winkel
des polnischenStaates, inmitten ausgedehnter Sumpfgebiete. Weit

und breit gibt es dort keine Deutschen, nur Weifzrnthenen,
die kein Deutsch und wohl nicht einmal Polnisrh verstehen, so dafz für
den Lehrer Gauer so gut wie gar keine Berständigungsmöglichkeit
mit der Bevölkerungbesteht, deren Kinder er unterriichten und zu

loyalen Bürgern eines Staates erziehen soll, von dem er selbst in

dieser schäbigen Weise behandelt wird. ön der seit Jahrhunderten
rein deutschen Haulanderei Kotusch aber bleiben 120 deutsche
Kinder ohne Lehrer zurück. Gauer hat in enger und oer-

trauensvoller Zusammenarbeit mit der deutschen Bevölkerung des

Dorfes gestanden und seine Lehrtätigkeit zur allgemeinen Zufriedenheit
ausgeübt Sehen etwa die polnischen Behörden gerade in dieser
erfolgreichen Tatigkeit einen Grund für die Verbannung des deutschen
Lehrers in eine trostlose und ivildfremde Umgebung?
Die.Staci»tgewerbeschule in Bielsitz, die gegenwärtig

als technischeMittelschule aiis einer mechanisch-technischen.einer textils
technischen und einer elektrotechnischen Abteilung besteht, wiird Ende
Rlooember oder Anfang Dezember ihr 60iähriges Bestehen
feiern. Sie erfreute sich vor dem Kriege in OsterteichsUngarn und
in Deutschl-and eines guten Rufes. Damals wurde an ihr ausschliiesz-s
lich »in deutscher Sprache unterrichtet. Rach dem Umsturz wurden
polnischsprachige Parallelklassen geschaffen. Vlor einigen Jahren liefen

die letzten deutschsprachigen Klassen ab. Seitdem wird nur noch politisch
unterrichtet.

Ende des vorigen Schuljahres trat der evangelische Religions-
lehrer des deutschen Staatsggmnafiums in Bielitz, Pfarrer Buch-
waldek-Riedeck, zurück. Seitdem hat das Ggmnasium keinen

evangelischen Religionslehrer und damit auch keinen Religivnsunters
richt mehr. sür Ersatz wurde von seiten der polnischen Schulbehörden
bisher nicht gesorgt, obwohl der Religionsunterricht in Polen obli-

gatorisch ist. Diese Unterlassung ist um so verwunderlicher, als geeignete
Kräfte für die Erteilung des Unterrichts vorhanden sind.

Zn Siemianowitz besteht seit vierzig Jahren eine evan-

gelische Kleinkinderschule. Ihre Tätigkeit war in der

ganzen Zeit ihres Bestehens bisher weder von den deutschen, noch
später von den polnischen Behörden beanstandet worden. öm Jahre 1924

hatte das evangelische Pfarramt einmal vorsichtshalber um eine noch-
malige Genehmigung des Kindergartens gebeten. Weder auf diese noch
auf eine zweite schriftliche Anfrage war jemals eine Antwort erfolgt.
Doch wurde dem damaligen Pfarrer die mündliche Genehmigung
für den Kindergarten erteilt. Jetzt erschien mit einem Male der Leiter
der evangelischen Schule von Siemianowitz, Wrobel, in Begleitung
·des Schulinspektors im »Pfarrhaus,um sich von dem Vorhandensein

einer Genehmigung zu überzeugen. Einige Tage nach diesem merk-

ivürdigen Besuch wurde dem Pfarramt dann mitgeteist, dafz die

Kleinkinderschule mangels einer behördlichen
Genehmigung bis auf weiteres zu schlieszen sei.
Es ist zu hoffen, dafz die beiden übereifrigen ,,Patrioten« von ihrer
vorgesetzten Behörde die ihnen für dieses unmotivierte Vorgehen ge-
bührende Zurechtweisung erhalten. ·

Eiland-Woche
Eiche und AK

»

Die Polenfahrt der zehn deutschen Journalisten,
die u.sa. nach Warschau, Gdingen, Posen, Wilna und Lemberg geführt
hatte, hat »am 25. September mit einer Abschiedsfeier in

Krakau ihren Abschlufz gefunden. Bei dieser Feier, an der neben
zahlreichen Professorender Jagiellonischen Universität u. a. auch der
Pressechef

«

des Ministerpräsidenten,·Swienecki, der Leiter der
Presse-abteilung des Wsarfchauer Aufzenministeriums, Przesmirki,
und Senator Skoczylas in Vertretung des verhinderten, neben-
bei bemerkt jiidischen, Krakauer Stadtpräsidenten, ferner ein Ber-

treter des Wsojewoden Grazynski teilnahmenI richtete Senator Skoczylas
einige schwungvolle B-egrüfzungs- und Abschiedsworte an die deutschen
Pressevertreter: Der Besuch, so fagte er u. a., werde hoffentlich
dazu beitragen, die freundschaftliche Stimmung, die zwischen Deutschland
und Polen herrsche, noch zu vertiefen. Rachdem sich das Gesamtbild
der»deutschenund polnischen Seele durch die Rsachwehen des Kriege-s
oerandert und umgestaltetthabe, fei nun erfreulicherweise auch eine
Verbesserung der gegenseitigen Beziehungen erfolgt, und-das insbe-

sondere dank der Energie und des Einflusses des Marschalls
Pilsudski in Polen und des Führers Adolf Hitler in
Deutschland. Deutschland und Polen seien a uf e w i g e R a ch b a r -

schaft angewiesen, und es liege in beiderseitigem önteresse,
eine enge und gute Zusammenarbeit für salle Zukunft zu sichern. M a n

moge alle Zeichen eines gegenseitigen Kampfes an

der deutfch-polnischen Grenze tief in den Boden

vergraben und an dieserStellezweisriedensbäume,
eine deutsche Eiche und eine polnische Linde, pflan-
zen, damit beide Völker unter den Kronen dieser beiden Rationals
bäume in Frieden und übereinftimmung noch lange zusammenleben
mögen. Senator Skoczylas schlofz seine Rede mit einem Hoch auf den
suhrer und Reichskanzler Adolf Hitler. Deutschland-Lied und Horstss
Wessel-Lied schlossen sich an.

öm Rtamen der deutschen Journalisten antwortete Ehefredakteur
Graf Schwerin von der ,,Rationalzeitung« in Essen. Er dankte
der polnischen Regierung und den polnischen Freunden, die sich »in
so herzlicher und freundschaftlicher Weise« der deutschen Journalisten
angenommen hätten, sowie dem Stadtpräsidenten für den herzlichen
Empfang in der schönen alten Stadt Krakau. Die deutschen Journa-
listen hätten ein Bolk kennengelernt, das in seiner Lebensführung die
Worte Lügen strafe, die behaupten wollten. dasz die abendländische
Kultur an den Grenzen Deutschlands und österreichs aufhöre. Polen
sei heute mehr denn je der Garant, dasz nicht nur machtpolitifch. son-
dern auch kulturpolitisch die Grenze Europas nach Osten fest und

ficherstehe. (Stürmischer Beifall.) Weiter hätten die deutschen Jour-
nalisten Polen gesehen sals das Land der Arbeit und des allgemeinen
Schaffenswillens für das Volk. Als deutsche Rationalsozialisten
hätten sie das freudig berührt. denn auch in Deutschland sei man dabei,
Arbeit zu schaffen für das Violk und auf diesem Wege allen bedrängten
Volksschichten zu helfen. Es werde nun Aufgabe der deutschen und
der polnischeii Presse sein, den Völkern von Monat zu Monat mehr
Vertrauen zu der Politik der beiden Volksführer zu geben. Kluge
und gerechte Männer könnten Gegensätze vergessen, die» einft ihre
Völker erfüllt hätten, wenn ein solches Vergessen zum Wohle ihrer
Bölker notwendig sei. Beide Völker müfzten langsam zu der herzlichen

Zusammenarbeit erzogen werden. Graf Schwerin schlofz seine Rede
mit einem Hoch auf den polnischen Staatspräsidenten Moscicki und
den sührer des polnischen Volkes, Marschall Pilsudski. Die deutschen
Journalisten entboten dann der polnischen Rationalhymne und dem

Lied der ersten Brigade den deutschen G-rufz.
«

Der politische Sport in Deutschland.
Wie die Polenbundpresse berichtete, wurde kürzlich ein Voll-

zugsausschusz für den polnischen Sport in Deutsch-
land gebildet. Der Ausschufz soll fich zunächstmit der Ausarbeitung
eines Reglements befassen,- nach dem die sportliche Betätigung der

Polen in Deutschland fester organisiert werden soll. Im Zusammen-
hang mit der Bildung dieses Ausschusses veröffentlichte die polnische
Presse in Deutschland einen »Aufruf an die Jugend«, in dem es heiszt:
»Das Echo der L. Tagung der Auslandspolen ift verhallt, und mit ihr
find die besten sportlichen Wettkämpfe der Auslandspolen in WarschaIi
vorübergegangen. Den Organisatoren der Wettkämpfe drücken ivir

aufrichtige Anerkennung aus. Mit den Erfolgen unserer sportlichen
Vertretung find wir zufrieden. und wir sind stolz auf sie, denn unsere
disziplinierte Mannschaft, die stets ihre Verbundenheit mit der Mutter-

sprache betonte, hat das polnische Bolk in Deutschland würdig ver-

treten. Sie hat, dank der persönlichen Anstrengungen der einzelnen
Sportsleute und dank der kameradschaftlichen sporttichen Zusammen-
arbeit aller während der Wettkämpfe, einen schönen Sieg errungen.
Sie hat vor dem Polentum der ganzen Welt bekundet, dafz die pol-
nische Jugend in Deutschland trotz der Widerstände. Mühen und

Kämpfe in ausdauernder sportlicher Arbeit zu Tüchtigkeit und körper-
licher Leistungsfähigkeitgelangen wird. Dafür bringen wir der ganzen

Mannschaft und ihren einzelnen Mitgliedern unsere volle Anerkennung
und aufrichtigen Dank zum Ausdruck. Mögen die in Warschau er-

reichten Ergebnisse für unsere Sportorganisation der Ansporn zu
weiterer Arbeit an der Entwickelung des polnischen
sportlichen Lebens in Deutschland sein. Wir fordern die

gesamte Jugend zur Mitarbeit auf. »Pflegen.wir den Sport in

polnischen Vereinen, organisieren wir eigene Sport-
abteilungen und Sportlubs und vergröfzern wir ihre Reihen
durch neue Mitglieder. Trainieren wir, veranstalten wir Wett-

kämpfe und polnische Spv»rtfeste, bereiten wir uns jetzt
schon auf die 2. sportlichen Wettkämpfeder Auslandspolen vor. Das
Komitee für die sportlichen Wettkampfe in Deutfchland wird das Leben
und die körperliche Entwicklung unserer Jugend sorgsam beobachten
und wird den polnischen Sport in Deutschland weiter mit seiner Sorge
und seinem Schutz umgeben. Möge dank der Zusammenarbeit aller

unser schon so ehrenvoll in Erinnerung ftehendes Sportbanner mit dem
Sinnbild stolz über unsere ganze Jugend wehen«

Polenfahrt des Berliner Domchors verhindern
·

Der Berliner Domchor sollte in Posen, Lodz, Brom-

berg und Grau-dem Konzerte veranstalten. Die deutschen Ge-
mein-den dieser vier Städte wollten sich in die Kosten dieser Konzert-
reise teilen. Merkwürdiger Weise hat der Domchor jedoch nur für
seine geplante Posener Veranstaltung, die mit der Weihe der neuen

Glocken der evangelifchen Kreuzkirche oerbundeii sein sollte, die Ein-



reilegenehmigung nach Polen erhalten. Da die arme evangelilrhe
Kirchengemeinde der Stadt Polen die Kosten·alleinnicht aufzubringen
vermochte, mulzte unter dielen Umständen die Polenfahrt des

Domchors gänzlich abgesagt werden. Die »Deutsche Rund-

lkhau« in Vromberg schreibt hierzu: »Wir haben immer geglaubt, dafz
die Zeiten, da der M -a g d e b u r g e r D o m ch o r keine Einreile-
genehmigung erhielt, der Berliner Lehrergesangverein
nicht austreten durfte, der Danziger Lehrergelangoierein
zwar nach Bromberg kommen, aber nicht im Konzert austreten sollte,
da dem Collegium musicu.m aus Konigsberg die Einreile ver-

weigert wurde, —- wkk haben gehvifh daß diese Zeiten endgültig
vorbei seien. Wir haben uns »getauscht,und wir müssen gleichzeitig
bekennen, dasz wir den Grund fur diese enttäuschendeMasznahme nicht
einmal ahnen können.«

Nationalitätenfreiheit im Dritten Reich.
Der in Berlin tätige danischeJournalist J. Kronika, der in der

deutschen Reichshauptltadtzugleich die Belange des kleinen dänischen
Volkssplitters in Deutschlandvertritt, hatte dieser Tage eine ein-
gehende Unterredung mit dem Fuhrer der polnischen Volkssplitter in

Deutschland,Dr» J a n ·K a c z in a r e k - Berlin, der folgendes über
die Lage und die Aussichten der fremden Bolkssplitter im neuen

Deutschlandausfuhrte:
»

»An unsere Sache und an die Zukunft müssen
wir unter «allenUmstanden glauben. Und unsere Lage und unsere
Aussichten im neuen Deutschlandmachen diesen Glauben keineswegs
zuschanden. Es lind tn»Deutschland nach dem JO. Januar
»i933 gewisse Veranderungen eingetreten, die wir
—;» von unserem»Gesichtspunkt aus — als positiv bezeichnen
k o n n e n. Fruher begegnete uns in Deutschland stets der Begriff
deutscher Staatsburger· öm Weimar-Reiche unterschied man nicht
klar genug zwischen einem Deutschen und einem deutschen Staats-

bürger. Deshalb hatte -

man weniger Verständnis für deutsche Staats-
burger, die einer nichtdeutlchen Nationalität angehörten. Man sah
eigentlich stets nur den deutschen Staatsbürger vor sich. D e m

Rationalsozialismus dagegen ist der Unterschied
zwilchen Staat und Ration, zwischen Staatsbürger
und Volksbürger vollkommen klar. Mehr als einmal
haben führende Rattenalsozialisten ihr Verständnis für die nicht-
deutschen Rationalitaten zum Ausdruck gebracht. ö ch m e i n e d e s -

halb, dafz die Aussichten für die Feltlegung unserer
besonderen Rechtsverhältnisse im nationalsozia-

LiltilchenDeutschland als gut bezeichnet werden
o n n e n . . .

Koppernikus-Gedenktafelentfernt.

»

ön Thorn hat es bisher zwei H äuler gegeben, ooii denen jedes
lur sich deii Ruhm in Anspruch nahm, Geburtshaus des deut-

lchenAstronoinen cZzikolaus Koppernikus zu sein. Eines

der Häuser trägt eine polnische GedenktafeL das andere trug bisher
eine deutsche Erinnerungstafel. Vom .,deutschen Koppernikus« ivurde

nunmehr die Tafel entfernt. Dem »Dzien Pomorlki« hat das

Spafz gemacht. Denn er versieht diese Mitteilung mit folgender
Glosse: »Alles hat einmal ein Ende. Rach langen Jahren beschlon
man, auch mit dem ,deutschen Koppernikus« Schlufz zu machen. Gestern
(d.h. am 20. September) wurde am Hause Koppernikusltralze 30 ein

Gerüst aufgestellt und die Arbeiter aingeii an die Entfernung der

Tafel mit der deutschen Auflchrift. Jetzt werden wir in Thorn nur

einen Ksoppernikus haben — den wirklichen, polnischen (l?).« Daf)
Rikolaus Koppernikus d e u t s ch e r A b lt a m in u n g war. läfzt lich
aus den erhaltenen Berichten über ihn und sein Leben ersehen. Die
Polen haben lich den berühmten Astronomen nur aus kultur-

propagandiltischen Gründen ausgeliehen.

Gemeindewahlenin Bielitz.
öm Rovember v. J. hatte der Wojeivode Grazynski den V i e l i tz e r

Gemeinderat, in dem entsprechend dem Rationalitätenverhältnis
unter der Einwohnerschaft die Deutschen die Mehrheit besahen, aufgelöst
und»einenkommilsarilchen Gemeinderat eingesetzt. in dem lich unter

zwolf Mitgliedern nur drei Deutsche befanden. Gleich-
zeitig wurde damals ein kommissarischer Bürgermeister für Bielitz
ernannt. Jetzt hat Grazynski die Ausskhreibung von Ge-

meindewahlen angeordnet; die am 9. Dezember stattfinden
lollen. Unter der Voraussetzung, dafz bei der Durchführung der Wahlen
keine Mifzbräuche geschehen, ist allo festzustellen, dafz in dielem Falle
der Wojewode eine seiner unberechtigten «Mafznahmenwieder gut zu
machen gedenkt, Es ist damit zu rechnen. dafz die Deutschen bei der
kommenden Wahl nicht mehr ganz so günstig wie früher abschneiden
werden. da der Teil der jüdilchen Einwohnerschaft der Stadt,
der früher init den Deutschen ging. jetzt seine eigen-en Wege gehen
wird. Für das Deutschtuni wird das vielleicht eine zahlenmälzige
Schwärhung,im übrigen aber eine innere Festigung bedeuten.

Der Deutsche Kulturbund in Kattowiy. «

Der ,,DeutscheKulturbund für PolnischsSchlesien«
hat am 27. September einen neuen Vorstand gewählt. t. Vorsitzender
wurde Stadtrat i.R. G o l la . 2. Viorsitzender Prokurist V o gt. Die
cReuwahl war notwendig, weil der bisherige Vorstand den t. Vors.

Rektor Ur b a n e k durch Wegzug und den 2. Vors. Osberschichtmeister
Holz durch Tod verloren hatte.

MiciicikischeHitfsvienstpsiichiin Poten.
Durch Verordnung des polnischen Staatspräsidentenwurde in

Polen für Männer und Frauen die militärische

Huilfsdienstpflichteingeführt. Die Dienstpflicht umfafzt
änner vom 17. bis 60. Jahr; sie ist freiwillig für Frauen vom

19. bis 45. Jahr. Die Dienstpflicht gilt in Mobilmachungss
und Kriegszeiten, kann aber auch im Frieden angeordnet
werden. Die hilfsdienstpflirhtigen Männer können in Friedenszeiten
zu libungen für den Hilfsdienlt eingezogen werden. Der Hilfsdienlt
erstreckt lich auf Wachtdienst, Verbindungsdienlt, Verteidigung gegen

Luft- und Gasangriffe, Sanitäts-, Transport- und Bürodienst.Von
der Hilfsdienltpflicht sind aufzer den körperlich Untaug-
lichen befreit: aktive Soldaten, Angehörige der Reserve und des

Landsturms, Geistliche und Abgeordnete des Parlaments; es können

befreit werden: Richter, Staatsanwälte, Beamte und Angestellte des

Staates, der Gemeinden, der staatlichen Betriebe und der Kriegs-
indultrie, ferner solche Männer, deren Einziehung die Existenz ihrer
Wirtschaft, ihres Unternehmens oder ihrer Familie bedrohen würde.

Frauen im Alter von 19 bis 45 Jahren können zum Hilfsdienlt
einberufen werden, soweit sie lich freiwillig dazu melden oder im

Frieden einen entsprechenden Vorbereitungsdienst durchgemacht haben.
Die eingezogenen Hilfsdienltpflirhtigen erhalten Uniform, Löhnung,
Verpflegung und Quartier.

Amnestie für die Bresthäftlinge.

Staatspräsident Mosrirki hat fünf der log. Vrest-Gefangenen
begnadigt und zwar: Rorbert Barlirki, Mieczgslaw Mastek,
Jozef P«utek, Stanislaw Duibois und Adam Tiolkosz.
Varlirki, heifzt es in der amtlichen Veröffentlichung, war durch das
Gericht zu zwei Jahren und sechs Monaten Gefängnis, sowie zum Ver-

lust»der öffentlichen und bürgerlichen Ehrenrechte, die vier anderen zu

drei Jahren Gefängnis, sowie zum Verlust der öffentlichenund bürger-
lichenRechte verurteilt. Alle Veruteilten haben bereits einen erheb-
lichen.Teil der Strafe-verbüszt und lind mit Ausnahme von Stanislaw
Dubois aus Gesundheitsgründen beurlaubt. Robert Barlirki
wurde setzt der nicht verbüfzte Rest der Gefängnisltrafe und die Strafe
des Verlults der«Rechte erlassen; aus dem Strafregister wurde
die Eintragung über das obige Urteil gestrichen. Bei Mierzuslaw
M.astek. J6zef Putek, Stanislaw Dubois und Adam

Eiolkolz wurde beschlossen, den nicht oerbüfzten Teil der Strafe
auf die Dauer von drei Jahren aufzuschieben, mit der Bestim-
mung, dasz die Wiederherstellung der Rechte, deren sie durch das

Gerichtsurteil verlustig gegangen lind, mit dem Ablauf der Bewährungs-
frilt automatisch erfolgen wird. ön der Mitteilung heifzt es weiter, dasz
der Jultizminister in der Begründung des Antrages die Tatsache, dasz
die Verurteilten lich zum Strafantritt freiwillig gestellt hatten. unter-

strichen und die überzeugung ausgesprochen hat, dafz sie auf den Weg
gesetzwidriger Tätigkeit nicht zurückkehrenwerden. Bezüglich Barlickis
wurden seine Verdienste in den Kämper um die Unabhängigkeit unter

den Fahnen der PPS, deren Mitglied er bereits im Jahre 1902 war,
in Betracht gezogen. Diese Verdienste waren dafür ausschlaggebend,
dafz ihm die Strafe völlig erlassen wurde.

Das »He-getdernationalen Revolution«.

Das vor längerer Zeit aufgelölte Rationalradikale Lager,
das aus einer Absplitterung füngerer Elemente der Rationaldemokrati-
schen Partei entstanden war, hatte — wie die Offentlichkeit letzt im Zu-
sammenhang mit einer grofzangelegten Polizeiaktion erfahren hat —-

illegal weiterbestianden. Es hatte seine Tätigkeit unter einer neuen

Firma, ,,Lager der nationalen Revolutsion«, fortgesetzt
und für die verbotene ,,Sztafeta« ein neues Organ, die »R.owa
Sztafeta«, insgeheim kolportiert. Die Polizei hatte die konspira-
torische Tätigkeit dieser rechtsradikaleii Gruppe schon seit einiger
Zeit unauffällig beobachtet. Rachdem es nun auch nach längeren Rach-
forschungen gelungen war. die G e h e i m d r u kk e r ei der ,,Rowa
Sztas.eta« ausfindig zu machen, griff die Polizei zu. Am 26. September
wurden in Warlchau zahlreiche Haussurhungen veranstaltet. Dabei
wurden über 40 Personen oerhaftet. Geheime Rundschreibem Waffen,
Anweisungen über Waffenangelegenheiten usw. wurden gefunden. Auch
die Mitgliederlilte des ,,Lagers« und die Lsiste der Bezieher der ,.R"owa
S-ztafeta«. die einige zehntausend Ramen enthalten, wurden beschlag-
nahmt. Etwa 8000 oersandfertige Exemplare der Zeitung konnten

angehalten werden. Gegen einige der verhafteteii Personen soll ein
St r a f v e r f a h r e n eingeleitet werden.

Das Ende eines Politikers.
Am 26. September endete mit der Verhaftuiig auf dem

S o s n o w i tz e r B a h n h of dsie politische Laufbahn eines Mannes.
der in der Rachkriegsgeschichte des Rahen Ostens wiederholt eine

abenteuerlirhe Rolle gespielt hat: Es handelt sich um den einstmals
bekannten ukrainischen Polit-iker. Publizisten und diplomatischen Unter-

händler Emil Koziej. Er hatte vor dem Wleltkriege in Peters-
burg studiert. Rach dem Zulammenbruch Ruleands gehörte er zu den

engeren Mitarbeitern des ukranischen Kosakenhetmanns Petliura,
von dem er als diplomatischer Vertreter nach Berlin
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entsandt wurde. Einer seiner Untergebenen war damals der

spätere Ministerpräsident und Diktator Litauens, Woldemaras.
Rach dem seinerzeitigen Sturz Petljiiras verschwand auch
Koziej fiir einige .Zahre. Er hsielt sich in Amerika auf. 1927 tauchte
er wieder in Polen auf; er ließ sich- in Wilna als Zournalist
nieder und versuchte von dort aus aus seiner früheren Bekanntschaft
mit Woldemaras politischen Rutzen zu ziehen. Er hielt sich längere
Zeit als Gast des Ministerpräsisdenten in Kauen auf und trat mit einer

Reihe bedeutsamer Artikel iiber Litauen in der polnischen Presse
hervor. Zum zweiten Mal wurde ihm dann der Sturz eines mäch-
tigen Freundes zuni Blerhängnis: Als Wvldemaras gehen mußte, ver-

schwand auch Koziej wieder fiir längere Zeit von der politischen Biihne
Bis es ihm im vergangenen Zahre zum dritten Male gelang, Anschluß
an die politischen Ereignisse zu finden. Er setzte sich mit den pol-
nischen Rationalsozialisten sin Verbindung, in deren Organ
er als gewandter Zournalist hervortrat. Mit der Auflösung der

Partei durch die polnsische Regierung wurde ihm auch diese materielle
Lebensgrundlage entzogen. Er verarmte vollkommen und wurde schließ-
lich als verdächtiger Passagier in Sosnowitz aus dem Warschau——
Kattowitzer Zuge geholt. Koziej ist Ukrainer. Das Unglück seines
Volkes ist auch sein Ungliick gewesen.

Das Testament des Graer Potocki.
Graf Zacob Potorki, der am 26. Zanuar 1863 in Berlin

geboren wurde, ist gestorben. Er hat sein Riesenvermogen
dem polnischen Staat vermacht. Dieses Vermogenstellt
einen Wert von etwa 60 Millionen Zloty (rund 29 Millionen

Reichsmark) dar und umfaßt allein sieben Giiter von zusammen
60000 Hektar. Dazu kommen ein herrliches Schloß bei Warschauz
der größte Teil des dem Grafen gehörigen Städtchens Brzezang (bei

Tarnopol), Besitzungen an der Riviera, in Biarritz. Eaniies, Zuaiiiless
Pins, zwei großartige Paläste in Paris, eine Eisenerzgrube in den
Pgrenäen, unermeßliche Schätze in Gestalt von Kunstsammlungen und
eine Bibliothek. Rath dem Testament des Grafen soll der größte Teil
des Schmurkes und des samiliensilbers verkauft und der
Erlös zu Wohltätigkeitszweekenverwandt werden. Die Landbesitziingen
sollen in erster Linie der Bekämpfung des Krebses und der
Tuberku l ose zugute kommen, und zwar in sorm einer Stiftu ng.

Graf Potokki hat verfiigt, daß Laboratorien, Untersuchungsstationen
und Kliniken zur Krebs- und zur Tuberkulosebekämpfunggegründet
werden, daß ferner Stipendien und Auszeichnungen auf diesem Gebiet
der Forschung zur Verteilung kommen. In dem Testament erklärt Graf
Potorki, dasz er mit dieser seiner letzten Willensverfiigung niir die Ver-

pflichtungen einlösen wolle, die der Rame seiner samilie innerhalb des

polnischen Staates und des polnischen Volkes ihm auferlege. Vor
allem habe.er damit die Absicht, den Bolksgenossen in der Beseitigung
der Leiden zu helfen, deren Erforschung bisher am wenigsten gegliirkt
ist. Die Kunstsammlungen werden dem Ratsonalmuseum, die

Bibliothek wird der Warschauer öffentlichen Bibliothek überwiesen.
Der Staatspräsidenthat den Toten dadurch geehrt, daß ihm im Sarge
die Schärpe des höchsten polnischen Ordens umgehängt wird. Freilich
hat es mit dem Vermögen des toten Grafen noch einen Haken. Ani
l. Oktober wurde ein Baron Stanislaw Relken in einem War-

schauer Hotel verhaftet. Dieser feine Baron hat mit Hilfe des

Patorkischen Hausjuden, d. h. des jiidischen Generalbevollmächtigten des

Grafen Patorki, etwa 10 Mill. Zloty unterschlagen und verschoben.
Relken war in den Warschauer Rachtlokalen eine bekannte Gestalt
und hatte »sichder Polizei durch seinen sinnlosen Luxus, seine riesigen
Trinkgelder usw. bereits seit längerer Zeit verdächtig gemacht. Unauf-
fällige Rkachforschungem die bis nach Paris ausgedehnt wurden,
brachten die Riesenschiebungen des Relken ans Tageslicht. S.

Pilsudski — der«Erzieher des polnischen Volkes.
.

Im Verlag Wilh. Gottl. Korn in Breslau ist soeben
ein Buch ,,Männer um Pilsudski« von Heinrich
K o i tz erschienen,dem wir nachstehendes Kapitel entnehmen.

Uber den politischen Arbeitsmethoden Pilsudskis liegt, von ihm
selbst gewollt»neben aller planmäßigen Zweckmäßigkeit etwas Rätsel-
haftes, Geheimnisvolles,Dunkles, wie eine Wolke, aus der jeden
Augenblickder strafende oder befreiende Blitz herausbrechen könnte.

Diese Haltung mag bei den untergebenen Mit-arbeitern zweierlei be-
wirken: entweder erstarren sie in ängstlicher Vorsicht und fiihren nur

das unmittelbar Besohlene durch, aus surcht, sich allzu iveit von der

Generallinie zu entfernen, die der Marschall in Belvedere heimlich
hutet —· oder aber sie iiben sich, von der in ihnen steckenden Aktivität
uber diesen toten Punkt jeder autoritären Regierungsmethode hin-
ausgetrielsen,«in kritischer Selbstverantwortlichkeit. Allen Legenden
zum Trotz besteht in Polen keine Diktatur im westeuropäischenSinne.
das»erfreuliche Bild selbstverantwortlicher Arbeit wird also bei den
Mannern um Pilsudski immer wieder sichtbar.

Es hat außerhalbder polnischen Staatsgrenzen häufig Befremden
und Mißverständnisseausgelöst, daß der Miarschall, der 1926 eine solche
sulle politischer Macht erhielt. daß es keine konstitutionelle Grenze
fur ihn»mehr»zugeben brauchte, trotzdem den wesentlich mühsamereu
Weg ging. vier Zahre lang eine Verständigung mit dem Sejm zu
suchen. dessen pilsudskifeindlirheMehrheit ja erst bei den November-
wahlen von 1939 fiel. Aber auch von diesem Zeitpunkt ab regierte
der Marschallnicht als Alleinherrscher mit all den guten und triiben
Seiten eines solchenSystems, sondern blieb sorgsam bemüht, auch im
Rahmen der Seimmehrheit des Regierungsblvkks den sormalen Vorder-

grund»legaler Demokratie aufrechtzuerhalten.
»

Die innere·Ursachedieses Zögerns dieses System scheinbarer poli-
tischer Halbheit, dieses Katze- und Mausspielen mit der zusammen-
schmelzenden Opposition von rechts und links liegt in den persönlichen
LebenserfahrungenPilsudskis begründet. Als er nach dem Umsturz
von 1926 die Vorstände der Sejmfraktionen zusammen«berief,um ihnen
seine Meinung iiber die bevorstehende Präxsideiitenwahl mitzuteilen,
hat er eine klare Begründung seiner politischen Haltung bereits iiii

voraus gegeben:»Ich will nicht mit der Peitsche regieren, wenn es

nicht unbedingt notwendig ist: denn ich habe selbst allzu lange wie
unser Volk in der sremdherrschaft die Peitsche der Knechtschaft und
Unterdrückung gespiirt.«

Es«ist eben doch so. daß Pilsudski. dem sder Kampf der politischen
Befreiung seines»Volkesrestloser Lebensinhalt geworden ist, sich im
fast kaum «nocheingestandenenInnersten seines Herzens wesentlich als

großer»nationalpolitischerErzieher fiihlt. Selbst norh als Soldat. der er

mit Leib und Seele ist, bricht diese pädagogischeGrundhaltung bei ihm
durch. Mehr als einmal hat er bekannt. daß ihm bei sdiesein wider-

spruchsvollenVolk, dem er durch Schicksal und Reigung angehört,
die liberwindung der in langen Jahrhunderten innerer und äußerer
cB»-«ers»klavungerworbenenmoralisch-politischen Schwächen nur dadurch
moglich und ersolqreich zu sein scheint. daß er vdie weichen, empfind-
sameii und. allzusehr von äußeren Eindriicken abhängigen Armee
dieses Rationalkörpers am eisenharten Gitter der festgefiigten Armee
in miihsamer Gärtnerarbeit wieder hochzuziichten versucht. Daher auch
der außerhalb Polens so häufig niißverstandene Eharakter der pol-
ternden Interviews und Artikel. mit denen Psilsudski die innervoli-
tisrhe Entwicklung Polens bis 1930 begleitete. Man hat in diesen

mit gewichtigen Schimpfworten und stärksten Soldatensliichen ge-
schmücktenErklärungen Pilsudskis bisweilen eine krankhafte Reigung
gesehen, während sie in Wirklichkeit lediglich Ausflusz einer rauhen,
aber im tieferen Sinne herzlich gemeinten Erziehungsmethode waren

— weshalb seit 1930 dieser Ton auch rasch fallen gelassen wurde.
Die gleiche pädagogisrhe Grundeinstellung erklärt auch die iiberaiis

häufige Verwendung militärischer Persönlichkeiten in der politischen
Verwaltung. Sie kommen aus der Armee, also sind sie sauber. unbe-

stechlich, zuverlässig. Es gibt unter den führenden Persönlichkeiten der

Rarhmaizeit in Polen kaum eine, die nicht durch diese militärische
Schule gegangen ist, und der letzte Grad ihrer Wertung ist niemals
die srsage, ob einer Innenminister, Universitätsprofessor oder Rechts-
anwalt ist; entscheidender Ausgangspunkt bleibt seit Zähren die mili-

tärische Leistung. Die Armee ist es auch, die sowohl in der Schicht
der altverdienten Legionäre, die alle ausschlaggebenden Schlüssel-
stellungen im Generalstab. bei der aktiven siihrung und im Spezial-
dienst besetzt halten, als in der jiingeren Schicht der eben erst hoch-
kommenden neuen Offiziersgeneration, die geistig bereits ein Ausdruck
der jungen Unabhängigkeit ist, dem Marschalt ein reiches Reservoir
geeigneter Kräfte zur Versiigung stellt, die im notwendigen Augenblirk

Knverziiglich
in der Sphäre der reinen Politik Verwendung finden

onnen.

Da ist eine zahllose Reihe verdienter Legionäre, die heute iiberall
in der Verwaltung Polens sitzen und eines schönen Tages aus dem

Halbdunkel ihrer unmittelbaren Amtspflicht in das Rampenlicht großer
politischer Verantwortlichkeit gerufen werden können. Heute verwalten

sie die Konsulate im Ausland, leiten die Pressestellen dser Ministerieii
oder bewahren unter der behutsamen Leitung des Generals Stachiewirz
im Hiistorischen Kriegsbiiro sorgfältig die militärische Tradition des
polnischen Unabhängigkeitskampfes — morgen schon kann diese poli-
tische Reserve des Marsrhalls, die iiber das Heer und die Verwaltung
verteilt ist, in die erste Reihe der unmittelbaren Aktion treten.

Es gehört zu den wesentlichsten Eharakterzugen der persönlichen
Autorität. in deren Ramen der Marschall zwar nicht formell, aber

faktisch in Polen herrscht. dasz er auf Grund psgchologischer Er-
kenntnis und strateaischer Einsicht in den Kern jeglicher Befehlsgewalt
die eigene oberste Direktive stets freizuhalten wußte von allzu ängs-
licher Beschneidung der Verfügungsgewalt der nachgeordneten Amts-
walter. Gerade dieser Zug ist es. der das Regierungssystem Pilsudskis
mitten zwischen die ziigellose und unpraktische Pseudvdeniokratie des

Westens und die straff-K klar und eindeutig autoritär geordnete Staats-

form etwa Italiens und Deutschlands stellt. Polen ist das eine nicht
mehr und das andere noch nicht, — falls überhaupt der Weg in dieser
Richtung geht. Die ganze Vergangenheit des Marsrhalls und seiner
ausschlaggebenden Mitarbeiter widerspricht einer liberspannung dikta-

torischer Prinzipien; man könnte eher sagen. daß sie auf der Suche
nach einer neuen sorm demokratischer Ordnung sind und — etwa ivie
das neue Deutschland — in einer autoritären Demokratie gleichermaßen
den Schäden der Vergangenheit wie den Gefahren der Zukunft auszu-
weichen suchen.

Die gesamte Verwaltungspraxis Pilsudskis seit dein Mai 1926

ist ein einziger fortlaufender Beweis fiir die psgchologisrheGewandtheit
seiner Menschenbehandlung iind Menschenivertuiig. Diese hohe Kunst
begleitet ihn-von der Schwelle der Macht bis heute in kaum ununter-

brerhener Intensität.



Wirtschaft
Roggenabkommen Deutschland-Polen—Ruszland.

Deutschland, Polen und die Sowjetunion sind die drei grofzen
Roggenausfuhrländer der Welt. Schliefzen sie sich zu

einer gemeinsamen Regelung ihres Roggenexportes zusammen, so sind
sie sehr wohl in der Lage, den Roggenpreis auf dem Welt-
markt zu diktieren. Kämpfen sie aber gegeneinander, so ist ein

Absinkender Preise für den Exportroggen zum Rachteil der produ-
zierenng Länder schwer zu vermeiden. ön dieser Erkenntnis hatten
Deutschland und Polen bereits vor Zahren einmal ein Roggen-
abkvmmen miteinander geschlossen,das sich — vor allem für Deutsch-
land — jedoch als ein sehlschlag erwies. öm vergangenen Zahre kam
Aus neuer Basis ein neues deutsch—-polnisches Roggen-
abkommen zustande. Dieses wurde durch die entsprechende Aus-

dehnung seiner Bestiinmungemauf Weizen und Weizenmehl
vom 1. August d. Z. an zu einem Brotgetreideabkvmmen
erweitert. Bon vornherein waren Deutschland und Polen sieh
darüber im Klaren, dafz ein solches Abkommen nur dann zum vollen

Erfolg führen konnte, wenn auch der dritte grofze Roggenexportstaat,
die Sowjetiinion,»diesem Abkommen beitrat. Der Beitritt dritter
Staaten war demgemafjvon vornherein vorgesehen. Denn Ruszland
stellte durch.seine billige Roggenausfuhrden beabsichtigten Erfolg der

deutsch-polnischenübereinkunftin Frage. Es drückte die Preise und

sxbodejeAuf dlefe Welse tthht nur Deutschland und Polen, sondern
Heft slch OUkh selbst eine nicht unbeträchtliche Gewinnrhance entgehen.
Bor kurzem endlich hat die Moskauer Regierung in Berlin und

lWOkIchaumitteilen lassen, dafz sie zunächstin bezug auf ihren
Export von Roggen und Roggenmehl bereit sei,
dem deutsch - polnischen Brotgetreideabkommen
b e i z u t r e te n. Am 24. September konnten darauf in Warschau
die deutsch-polnisrh-russischen Verhandlungen über diese Frage be-
ginnen. Sie führten überraschend schnell zu einem greifbaren Ergebnis.
Bereits am 26. September wurde ein Abkommen para-
phie rt, durch das die Sowjetunivn dem- deutschspolnischen Abkommen
in bezug auf Roggen und Roggenmehl beitritt, in bezug auf Weizen
und Weizenmehl jedoch nicht verpflichtet-wird. Die baldige Genehmigung
dieses Abkommens durch die vajetregierung steht zu erwarten.

Deutschland, Polen und Ruszland beherrschen dann den Weltmarkt
für »Roggen. Sie haben sich gegenseitigverpflichtet,ihren Export-"
wetzen nicht unter den in gemeinsamem Einver-
nehmen festgesetzten Mindestpreisen abzusetzen und
sich auch nicht mehr mit ihrem Roggenexport in die
Q u e r e z u k o m m e n. Die Mindestpreise und sonstigen erforder-
lichen Vereinbarungen werden in ständiger sühlungnahme zwischen der
Reichsgetreidestelle in Berlin, dem Polnischen Ge-
treidesAusfuhrbüro in Danzig und der Hamburger
Riederlage des russischen ,,Ehlebexport« verabredet
werden· Die notwendigen Besprechungen werden turnusmäszig für je
4Monate von den Vertretern der drei Staaten geleitet. Andere Länder
können dem Abkommen beitreten. ön Frage kommt hier jedoch nur

noch Ungarn. Deutschland führt z. Zt. keinen Roggen aus. Polen
bringt z. Zt. noch vorjährigen Roggen auf den Auslandsmarkt; da die

Roggenernte in Polen in diesem Zahre jedoch etwa 20 vH. unter

normal liegt, ist mit einer wesentlichen Einschränkung, vielleicht sogar
—- wie bei Deutschland —- mit einem Stillstand des Exports zu rechnen.
über die Roggenmengen, mit denen die Sowjetunivn in nächsterZeit
auf dein Weltmarkt wird austreten können, liegen keine zuverlässigen
Angaben vor.

"

Reue Zinkhiitte in Magdeburg.
Die von der Bergwerksgesellschaft Georg von Gie-

s ch e s E r b e n im Aufträge der Zinkelektrolgse GmbH. in M a g d e -

b u r g errichtete Z i n k h ii t t e hat ihren Betrieb jetzt aufgenommen.
Bereits im Laufe des Oktober wird zum erstenmal das in Deutschland
hergestellte Z i n k e le k t r v l g t auf den Markt kommen. Das Aus-

gangsprodukt, die Zinkerze, werden auf der Deutsch-Bleischarleggrube
(Deutsch-0berschlesien)gefördert. B i s h e r wurden die Zinkerze a u f
den durch die Grenzziehung an Polen gefallenen
Zinkhütten verhüttet, um dann gegen Aufwendung von

Devisen wieder von Deutschland zurückgekauftzu werden. Die In-
betriebnahme der Magdeburger Zinkhütte bedeutet demnach einen
weiteren Schritt in dem Bestreben, sich v o m a u s l ä n d i s ch e n

Markt unabhängig zu machen.
Bon den 15 Zink- und Bleierzgruben, die vor der Teilung Ober-

schlesiens in Förderung standen, fielen 1 0 G r ii b e n auf Grund des

Genfer Teilungsdiktates an Polen, und nur 5 kleinere Erz-
gruben verblieben beim Reich. 79vH. der Zinkblende- und
72 vH. der Bleierzförderung kamen vom Zahre 1922 ab in Polen
zu Tage und nur die geringen Restmengen blieben dem Reich. Roch
schwerwiegender war die Tatsache, dasz sä m t l i ch e 1 0 Z i n k -

b l e n d e - R ö st h ü t t e n , in denen vor dem Kriege immerhin 15 vH.
der gesamten deutschen Schwefelsauregeivinnnng erzeugt wurden, a n

P o le n fielen. Ebenso verlor DeutschlandUsä mtlich e 1 2 R oh «-

z i n k h ü tt e n. Mit dem Berlust dieser Hatten war D e u t s ch la n d

die Möglichkeit genommen, die geringen Erz-
mengen, die auf den verbliebenen kleineren Erz-
gruben gefördert wurden, selbst weiter zu ver-

a r b e i t e n.
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im Osten.
Die Bergwerksgesellschaft Georg von Giesches Erben, die hinsicht-

lich der Erzgsruben und Hütten durch die Grenzziehungschwergetroffen
wurde und fiir deren nunmehr ostoberschlesischen Besitz eine besondere
Gesellschaft gegründet wurde, errichtete nach der Teilung Oberschlesiens
östlirh von Beuthen, hart an der Grenze, ndie D eu ts rh-
Bleischarleygrube, die von 1926 ab die Forderung aus dem

deutschgebliebenen Teil des alten Bleischarlegfeldestzu Tage brachte.
Es entstand mit dieser Grube das grvszte Blei- und Zink-
e r z b er g w e r k E u r o p a s mit einer nach modernstenKenntnissen
errichteten Aufbereitung. Ohne die Reueinrichtung dieser Grube ware

Deutschland vom Metallmarkt der Welt fast vollkommen verschwunden
Mit der önbetriebnahme der DeutschsBleischarleggrubenahm die

westoberschlesischeErzförderung wieder einen Aufstieg »undliesz Deutsch-
land auf dem Zinkmarkt wieder eine Rolle spielen, die durch die nun-
mehr in Betrieb genommene Magdeburger Zinkhütte noch wesentlich
an Bedeutung gewinnen wird.

Die Genossenschaften in Polen.
ön Polen hat es nach den Angaben des Warsrhauer Statistischen

Hauptamtes zu Beginn des Jahres 1934 11762 den verschiedenen
Revisionsverbänden angehörigen Genossenschaften gegeben. Gegenuber
1932 bedeutet das eine Berringerung um 200 Genossenschaften. Dieser
Rückgang geht ausschlieszlich auf Kosten des polnisrhen Genossen-
schaftswesens, während dasjenige der fremden Bolksgruppen in Polen,
der Ukrainer, Deutschen und Juden, eine z. T. beträchtliche Zunahme
aufweist. 1932 hat es 6777 polnische Genossenschaften ge-

geben, bis Anfang 1934 ist diese Zahl um 356 auf 64 2 1 zurückgegangen.
Dagegen hat es an ukrainischen Genossenschaften im öahr 1928

2487, im Zahr 1931 3369 und Anfang dieses Zahres 3411, also fast 1000

mehr als fünf öahre vorher gegeben. Geringer ist die Zunahme der
d e u t s ch e n Genossenschaften;deren Zahl ist von 1932 bis 1934 von 888

auf 925 gestiegen. Süd isch e Genossenschaften wurden 1932 928, 1934
1005 gezählt. Diese Zahlen haben der polnischen Presse Anlasz zu be-

weglichen Klagen über das Anwachsen der wirtschaftlichen Kräfte der

fremden Bolksgruppen in Polen gegeben. So hiesz es z. B. im »Kurjer
Lodzki« vom J. Zuli 1934x

»Noch ihrer Art unterschieden, stehen die S p a r - u n d D a r -

lehnsgenossenschaften an erster Stelle. Es hat Anfang 1934
von dieser Art 5494 gegeben. An zweiter Stelle stehen die Ein - u nd
B e r k a u f s -

, die . Milchverwertungs- und ähnliche Genossenschaften
mit 4508. Es folgen mit 1318 die Lebensmittelgenvssen-
sch a f t e n , mit 193 die W o h n - u n d B a u genossenschaften, mit 166

die Z n d U st r i e - u n d H a n d e l treibenden Genossenschaften, mit 54

die A r b e its - u n d P r o d u k t i v genossenschaften verschiedener Art
und schlieszlichmit 29 die H a nd w e r k genossenschaften. Wie hieraus
ersichtlich, hat sich die Krise sehr deutlich auf unser Genossenschaftswesen
ausgewirkt, wobei von ihr nur die polnischen Genossenschaften berührt
wurden, deren Zahl sich im Gegensatz zu den Genossenschaften, die von

unseren nationalen Minderheiten geführt werden, verringert. Di e

ukrainisrhen, jüdischen und deutschen Genossen-
schaften vermehren sich in Polen trotz der Krise. Diese
Erscheinung kompromittiert gründlichs unser Schulwesen und unsere
»beamtenmäszige«Einstellung, da die Mehrzahl igendeine Stellung sucht
und zu diesem Zweck von seinem Geburtsort nach anderen ,,Teilgebieten«
flieht, um dort ein die Treue schwörenderMietling zu sein, anstatt ein

freier Herr, der sich in den realen Daseinsfragen zurechtfindet. Sich
mit der Krise entschuldigen zu wollen, das ist gleich-
zeitig Dummheit und Lüge..Die Polen sind auf wirt-

schaftlichem Gebiete im eigenen Lande geschlagen,
weilsie nicht kämpfen und sich»statt dessen hinmorden
lassen wie die Lämmer, die gleichgültig zusehen, wie vor ihren
Augen ihre Geschwister massenweise hingeschlarhtetwerden... Bei uns

hat selbst die Krise nicht vermocht, die Schlafrigkeit der ,,Mehrheit« zu
vertreiben. Deshalb bleiben für uns die Straszen, wäh-
rend die anderen die Häuser besitzen. Es ist eine Wendung
auf der ganzen Linie mit dem Gesicht zum Wirtschaftsleben notwendig«

Die polnische Zivillnftfahrt.

Die polnische Luftverkehrsgesellskhaft ,,Lot« hat
im ersten Halbjahr 1934 siebzehn Strecken beflogen. önsgesamt
wurden 3158, davon 2119 fahrplanmäszige slüge ausgeführt, 2024 40-)

Passagier-Kilometer und 210000 Tonnen-Kilometer zurück-gelegt.Die
am meisten beflogenen Strecken waren Lemberg—«Warschau(mit 311

stügen) und Wiarsch—au—Krak-au(mit 345 scügen). Bon ausländ-
d i sch en Stre cke n beflvg die ,,Lot« Polen-Berlin (61 Flüge).
Kcakau—Brünn (151), Brünn—Wien (150), Lemberg—·Ezernowitz(76),
Tzernowitz—Bukarest (76), Bukarest—Sofia (64) und Sofia—Sa-
loniki (64), ferner Wilna—Rig-a (64), Riga——Reval (62), Lemberg——
Bukarest (13) und Warschau—Danzig (2.05). ,,Lot«-8lugzeuge ver-

kehrten also bis nach Berlin. Wien, Reval und Sa-

loniki, d. h. nach Deutschland, Oster·reich,dem Baltikum und auf
den Balkan. An Z n la n d s st r e ck e n werden regelmäfzig beflogeii
Warschau—«K r a k a u, Wsarschau—P o s e n , Warsrhau— Kat to -

w i tz , Wlarschau — L e m b e r g , Warsrhau — W i l n a. Die Landes-

hauptstadt ist also der iittelpunkt des polnischen Zlugnetzes, von deni
aus die Strecken nach esten, Rord- und Südwesten und Rord- und
Südosten ausstr-ahlen. serner wird die Kurzstrecke K atto w i tz—
K r a k a u beflogen.
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Der Kampf gegen den deutschen Kultureinslufz im Baltikum
»

Die Aufrichtung des autoritären Sta ates in den baltischen
Landern Estland und Lettland hat zwar der Mifzwirtschaft politischer
Geschäftemacherein Ende gemacht, bedeutet jedoch keineswegs einen
volligen Durchbruch jenes neuen Geistes einer am Horizont des Abend-
landes heraufsteigendenpolitischen Formenwelt, dem allein es vor-

behalten ist, die sinnlose und gefährliche Verkrampfung in den Ve-

ziehungen der »europäischenStaaten und Völker zueinander zu lösen
und die abendlandischeVölkersamilie einer besseren Zukunft sinnvolleii
Zusammenwirkens entgegenzuführeii. Den heutigen Führern hier wie
dort haften dazu noch zu sehr die Eierschalen ihrer eigenen politischen
Vergangenheit als Parteifiihrer alten Schlages und ihrer geistigen
Herkunft aus dem Liberalismus des vorigen Jahrhunderts an. Zu
diesem»Beh«arrenin den eingefahrenen Gleisen einer aus völkisrhen
Gegensatzenaufgebauten Politik kommt das peinliche, häufig geradezu
ubertriebene Bestreben, das Prestige des estnischen und lettischen
Volkstums im Kreise der alten europäischen Völker besonders nach-
drücklich zu wahren. So mufzte es kommen, dafz beide Länder nach
der Beseitigung einer überständig gewordenen Staatsform nicht in der
endlichen Vereinigung des Verhältnisses zwischen den einzelnen Natio-
nalitäten die vornehmste Aufgabe des neuen Staates erblickten, sondern
ihren Marsch in die Zukunft unter dem Leitsatz »Ein Staat, ein

Volk« angetreten haben. Welches Unheil dieser Grundsatz, den die

sraiizosische Revolution geprägt hat, in einem Raum anrichten kann.
der so sehr wie Zwischeneuropa das Bestehen von Rationalstaaten
ausschließt, hat die Vlergangenheit jedem gelehrt, der belehrbar ist.
ön diesem Zeichen sind in Zwischeneuropa keine
Siege zu erfechten. Ohne einen radikalen Bruch mit der alten
Zeit völkischenHaders wird sich das Tor zu den erstrebten neuen

Lebensformen nicht auftun. Es ist den Verfechtern engstirniger
Rationalitätspolitik im europäischen Osten noch immer nicht zum
Bewufztsein gekommen, dafz sie ihre Kräfte vergeuden, wenn sie sich
einer Entwicklung entgegenstemmen, die allen Widerständen und künst-
lichen Hemmungen zum Trotz einmal kommen musz und kommen wird.
Wenn sie über dem Heute das Morgen nicht vergessen würden, so
inüszten sie erkennen, dafz sie durch solche Politik die Schwächen ihrer
Stellung zu verewigen trachten, statt, wie sie wähnen, ihre Macht
zu erhöhen. -

Statt also die Vergeivaltigung der jeweils schwächeren Volks-

gruppe durch die stärkere zugleich mit anderen Requisiten einer über-
wundenen Zeit zum übrigen Gerümpel in die Ecke zu kehren, wird

durch die staatliche Erneuerung dieser Afterpolitik neuer Auftrieb
erteilt. Für die deutschen Volksgruppen Lettlands und

Estlands bedeutet das eine neue Leidenszeit in ihrer an

herben Prüfungen wahrlich nicht armen Geschichte. Die Ausmafze und
die zeitliche Ausdehnung der neuen Angriffe auf deutsches Volkstum

sind vorerst noch gar nicht abzusehen. Die Notwendigkeit der bereits

vorgenommenen und der noch geplanten Einschränkungen der Lebens-

rechte der deutschen Volksgruppen wird sowohl in Riga als auch in
Reval in gleicher Weise begründet. Man spricht von der Rot-

ivendigkeit einer stärkeren Einordnuiig der Volks-

gruppen in den Staat. oDie Volksgruppen ihrerseits sind, und

zwar nicht zuletzt unter dem Einflusz der neuen deutschen Welt-

anschauung des Rattonalsozialismus, von dieser Rot-

wendigkeit ebenso sehr überzeugt wie Letten und Esten. Das Unglück
will es nur, dasz man hüben und drüben unter dieser Forderung ver-

schiedene Dinge versteht. Der Gegensatz liegt nicht etwa darin, dasz
die deutschen Valten ein Mehr an Rechten dem Staate gegenüber für
sich beanspruchen. Was sie erstreben, sind vielmehr Pflichten gegen-
über der Heimat, die sie im Laufe der Jahrhunderte nie vernachlässigt
haben, die man ihnen heute aber vorenthalten will. Die deutschen
Valten wollen nicht beiseite stehen, wenn es sich um die Mitverants
wortung für die Heimat handelt, um die Mitgestaltung ihrer Geschicke.
Die neuen Staaten auf baltischer Erde gehören allen ihren Söhnen.
und nicht blofz dem einen Stamm, während der andere zur »völkischen
Minderheit« herabgewürdigt wird. Die deutschen Valten wollen end-

lich sich nicht vom Dienst an einem Lande abdrängen lassen, dem sie auf
dasl engste verbunden sind und das, ohne ihre Verdienste, in seiner
heutigen Gestalt gar nicht denkbar wäre. Gerade das aber wollen
weder Letten noch Esten gelten lassen. Als Kennzeichnung für die

estnische aber auch lettische Einstellung sei hier folgender Ausspruch
des neuen Propagandachefs im Revaler önnenministeriu.m,Kukke,
angeführt: »Die Volksgruppen sollen nicht unterdrückt werden, doch
sollten sie nicht vergessen, dasz die Bestimmung des Schicksals dieses
Erdenwinkels ein Recht ist, das allein den Esten zukommt.«

Das Vorgehen der beiden baltischen Regierungen gegen die deut-

schen Volksgruppen ihrer Länder ist sowohl grundsätzlichals auch tat-

sächlichein völlig einheitliches. Wenn man sich in politisch interessierten
Kreisen erzählt, dafz auf der jüngsten Rigaer Konferenz der drei balti-

schen Staaten nicht nur der baltische Dreibund in seiner nunmehr
bekanntgewordenen Fassung Gegenstand der Unterhaltung gewesen sei,
sondern auch die Festlegung einer einheitlichen Politik den deutschen
Volksgruppen gegenüber, so ist das wohl nicht ganz aus der Luft
gegriffen· Die

·

Eingriffe der Staatsgewalt in das
Leben der Volksgruppen bewegen zzsichvornehmlich auf drei
Gebieten: auf dem des Schulwesens, des«Gebrauchs der deutschen
Sprache in der Offeiitlichkeit und endlich auf wirtschaftlichemGebiet.
Es sei hier gleich vorweggenommeii, dasz deutschfeindliche

Maßnahmen wirtschaftlicher Ratur über das Stadium
gewisser Pläne und Absichten kaum hinausgelangt sind. Es hat ja
wohl auch seine Schwierigkeiten, die estländische Wirtschaft in eine
deutschbaltische und eine estnische zu scheiden, um gegen die erstgenannte
vorgehen zu können. Die Wirtschaftsbelange sind so miteinander ver-

fl«ochten,dafz eine reinliche Scheidung kaum durchzuführen ist. Dasselbe
gilt für»Lettland.Eine der ersten Maszregeln der neuen lettländischen
Staatsfuhrung nach der Maiumwälzung war die Aufhebung der

autonomen Verwaltung des deutschen Bildungs-
wesens, die als Abteilung des Volksbildungsministeriums organisiert
war. Der bisherige Abteilungschef am Unterrichtsministerium für
deutsches Schulwesen wurde entlassen. An die Stelle der, wenn auch
dem Ministeriumeingegliederten, so doch weitgehend selbständigenVe-
horde ist nunmehr ein Referent für deutsches Bildungswesen beim
Unterrichtsministerium getreten, der nichts weiter als ein ausführendes
Organ der lettischen Schulbehörde ist. Die parallel hierzu zu erwartende
Auflosung »der. deutschen Kulturselbstverwaltung iii

Estland ist bisher nicht erfolgt. Die Erklärung des estländischen
önnenministersEinbund vor dem Parlament am 28. September: »die
Minderheitsvolker müssen sich in ider Richtung umstellen, dasz sie-
—

zwar autonoiii ihre Kultur pflegend — doch zugleich und in gleicher
Weise mit dem Mehrheitsvolk sich in den Dienst der grofzen Ziele
des Staates und der Heimat stellen«, läszt vermuten, dasz an einen
direkten Angriff auf die deutscheKulturselbstverwaltung nicht gedacht
wird. Ein anderer Satz der Regierungserklärung deutet indessen an, dafz
die Rechte der Kulturselbstverwaltung und ihre Ve-
tätigungsfreiheit eine wesentliche Minderung erfahren
werden. Zur Behandlung der deutschen Schule in
Lettland sei festgestellt, dasz in der Hauptstadt Riga eine höhere
deutsche Lehranstalt ihres i1euzeitlichen, in der besten Gegend der Stadt

gelegenenen Schulhauses beraubt worden ist, um am Stadtrande in

minderwertigen Baulichkeiten untergebracht zu werden. Ebenfalls in
Riga ist eine deutsche Bolksschule gänzlich geschlossen, rund 50 deutsche
Lehrkräfte sind entlassen worden, weil in den Grundschulen 32 Klassen
weniger bestehen, als im Vorfahre, und weil auch in den verbliebenen
Klassen die Schülerzahl stark zurückgegangen ist. Das Zurückgehen
der Schülerzahl, das auch in Estland zu beobachten ist. erklärt

'sich dadurch, dasz neuerdings nur noch Kinder aus rein deutschen Eheii
deutsche Schulen besuchen dürfen, während Kindern aus Mischehen der
Eintritt in die deutsche Schule verwehrt ist. Um weitere Beispiele an-

zuführen ist in Windau das deutsche nginasium geschlossen worden,
die Zahl der deutschen Volksschüler von 149 aus 92 zusammen-
geschmolzen, in Goldingen verblieben von bisher 5 Lehrkräften nur noch
J auf ihren Posten. Das gleiche hat sich in allen Städten des Landes.
wo Deutsche siedeln, abgespielt. ön Estland miifzten auf Grund neuer

Bestimmungen die bestehenden Privatschulen erneut genehmigt werden,
wobei das Recht, private Volksschulen zuzulassen, dem Unterrichts-
minister zusteht. höhere Privatschulen dem Staatspräsidenten. Letzterer
hat die Zulassung bestehender deutscher Lehranstalten in

mehreren Fällen verweigert, so dasz diese ihre Pforten werden

schliefzen müssen.
Von besonderer Heftigkeit ist der amtliche Feldzug, der in

beiden Ländern gegen die deutsche Sprache eröffnet worden

ist. Ein Blick in den Znseratenteil einer beliebigen Eageszeitung zeigt,
welch grofze Bedeutung der deutschen Sprache auch heute noch im

Wirtschaftsleben zukommt. Bei jedem Stelleiiangebot wird regelmäfzig
betont, dafz die Beherrschung der »örtlichen Sprachen«, worunter

deutsch und« lettisch bzw. estnisch verstanden—wird. unerläszliche Vor-

bedingung ist. Die deutsche Sprache ist ferner die Brücke der Ver-

ständigung der einzelnen baltischen Völker untereinander aber auch mit

der abendländischenKulturwelt. Die Verbreitung der deutschen Sprache
unter Letten und Esten ist auch noch wesentlich stärker,als oberflach-
liche Beobachtung vermuten läszt. Das zeigt sich insbesondere bei

solchen Anlässen, wie z. B. dem Besuch deutscher Kriegsschiffeiu

baltischen Hafenstädten, wo dann oft überraschenderweisefast jeder
Lette und Este, der mit den reichsdeutschen Gasten in Berührung
kommt, deutsch versteht. Der bestehendenLage trug die amtliche
lettische und estnische Schulpolitik bisher insofern Rechnung, als die

erste Fremdsprache im Schulunterricht das Deutsche war. Das ist nun

anders geworden. Die lettländische Schulbehörde hat verfügt. dasz in

allen lettischen Schulen des Landes der deutsche Sprachunter-
richt durch den englischen zu ersetzen ist. ön Estland
werden jetzt schon von insgesamt 41 bestehenden estnischen höheren Lehr-
anstalten 32 auf die englischeSprache als erste Fremdsprache übergehen,
und nur in 8 bleibt es beim Deutschen, während in einer Schule das

Französische an erster Stelle steht. Der Kampf gegen die

deutsche Sprache beschränkt sich indessen nicht auf die Schule.
Der neue estländischePropagandachef Kukke kündigt eine grofzzügige
Estonisierung aller fremdländischen (lies: deut-

schen) Familiennamen an, die durch weitgehende Regierungs-
mafznahmen unterstütztwerden wird. Minister Einbund erklärte, hierbei
selbst mit gutem Beispiel vorangehen zu wollen. Besonders groteske
Blüten zeitigt die- Sprachenverfolgung im Post- und

Eisenbahnwesen. Den lettländischen Eisenbahnbeamten ist es

neuerdings strengstens untersagt, sich im Verkehr mit dem reisenden
Publikum einer anderen Sprache als der lettischen zu bedienen. Spricht
ein ausländischerReisender aber kein Lettisch, so missz er sich zunachst



durch seinen Reisepasz ausweisen, worauf; soweit vorhanden, ein Dol-

metscher den szerkehr zwischen dem Reisenden und. den Behekden zu

vermitteln hat. Auf postalischetn Gehiet klebtek llkb das Keliels
treiben in erster Linie gegen dle deutschen Okts»- Und

Warenb eze i ch nu ngen. Postsendungemdie andere als die heute
amtlichen lettischen bzw. estnischen Städte-s oder Straszennamenauf-
Weklem werden kurzerhand nicht befördert.Diese aberwitzige und den

internationalen Gepflogenheiten zuwiderlaufende Maßnahme wirkt sich
im höchstenGrade verkehrsh eminend aus. Das RigaenHaupts
postamt gibt bekannt, dasz allein·imAugust d. Z. nicht weniger als
536 önlandsbriefe und Karten nicht befordert worden sind, weil die

Anschriften nicht in lettischer Sprache abgefaszt waren. Man kann sich
denken, wieviel ausländische Postsachendas gleiche Schicksal getroffen
haben .mag, wo doch die lettischen Ortsbezeichnungen dem önländer

mehr oder weniger gut bekannt sind, dem Ausländer aber garnicht.
Wer weifz z. V. im Auslande, dafz die lettländischeHafenstadt Libaii
heute amtlich Liepaja hell-ils nnd ·KurlandsHauptstadt Mitau Zelgava.
Die estländische PO·Jk«bel)0rde geht sogar noch einen Schritt
weiter und fühltsich bemusz-igt,auch den deutschen Ortsbezeichnungen in

fremden Staaten den Krieg OlliglclgewZur allgemeinen Erheiterung
meidet neulich die Revaler ,,EstlandischeZeitung«, sie hätte eine nach
Hermannstadt in cRumanienOdkelllerte Sendung vom estländisrhen
Aufgabepostamt lnicht etwa vom rumänischen) als unbestellbar
Jurückerhalten Dafz es in Lettland und Estland der deutschen Tages-
Pkelle Vetwehkt ist, dle alten historischen deutschen Orts-

bezeichnungen des Landes zu benutzen, versteht sich am cRande.
Auf amtlichen »D1·Ukkhin muszten die in Estland erscheinenden deutschen
Presseorgane ihre Ramen ändern. ·Die ,,Revaler Zeitungf«
UeMIt likl)»heUte»Estländische Zeitung«, weil Reval amtlich
Tallinn heiszt und daher verpönt ist. Die ,,Dorpater Zeitung«
erscheint neuerdings aus ähnlichen Gründen als ,,Südestländische
Zeitung« und der ,,ArensburgerAnzeiger« als »Wochen-
.blatt··. In Lettland erstreckt sich der Sprachenkrieg sogar auf
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die Ramenschilder an den Haustüren, da auf Anordnung des Rigaer
Polizeipräfekten auch in den Hausfluxen und Treppenräumen um Auf-
schriften in lettischer Schreibweise zulässig sind. Das will sagen, dasz
der deutschstämmige Lettländer namens Müller seinen guten deutschen
Ramen auf seinem Haustürschild nunmehr Millers schreiben mufz, wie
es die lettische Schreibweise verlangt. ön Estland wiederum steht in
nächster Zukunft eine Verordnung bevor, die allen Wirtschafts-
betrieben vorschreiben wird. sich ausschlieszlich nur noch der

estnischen Sprache als Geschäftssprache zu bedienen.
Wenn man den einzelnen Letten oder Esten um seine Meinung

über dieses Treiben befragt, so wird er, insbesondere wenn es ein
Mann aus dein Volke ist und nicht ein Vertreter entwurzelter und
verbildetec intellektueller Kreise, so wird er sicherlich in vielen Dingen
ein von der lauten Offentlichkeit abweichendes Urteil fällen. ön der

Presse jedoch begegnet man selten oder nie abmahnenden Stimmen.
Die Zournaille ist restlos von der Unfehlbarkeit des heute gesteuerten
Kurses überzeugt und glaubt. dasz die Kultur des lettischen
und des estnischen Volkes sich nunmehr, nach Nieder-
werfung des störenden deutschen Alpdrucks, zu
herrlicher Vlüte entfalten wird. Die cRigaer ,,Vrihwa
Seme« findet für diesen Glauben besonders überzeugte Worte,
indem sie ihre Leser daran erinnert, dasz menschliche Kultur ihre höchste
Vollendung stets nur bei kleinen und kleinsten Völkern gefunden habe.
Die Zeitung führt das perikleischeAthen mit seinen 40 000 Einwohnern
an, weist nachdrücklich auf die höchstens LZ Millionen Englands zu
Shakespeares Zeiten hin und beruft sich endlich auf das Herzogtum
Weimar, das die Blüte der deutschen Klassik gesehen hat. Niemand
dürfe behaupten, so schliefzt das Blatt seine lehrreichen Betrachtungen,
dasz die Letten ein kleines Volk seien. Das Lettentum sei grosz durch
seine Seele. Wenn erst die gewaltigen geistigen Enesrgien dieses Volkes
frei würden von fremden überlagerungem so würde inmitten dieses
Volkes eine so herrliche Kultur erstehen, dasz der ganze Erdball, nicht
nur Europa, das lettische Volk bewundern werde. sapienti sat. Abs.

Danzig und die
öm allgemeinen verhält sich die polnische Presse seit dem Abschluß

der Verständigungsabkommen Danzig gegenüber abwartend-
neutraL Sie vermeidet es im allgemeinen, in der früher üblichen,
massiven Weise gegen Danzig Stimmung zu machen. Aber sie ver-

meidet es auch, etwas politisch Vorteilhaftes über Danzig und seine
Deutschen zu sagen. Es gehört schon zu den seltenen Ausnahmen, wenn

in einem polnischen Vlatte einmal eine ruhig-sachliche Behandlung des

Danzig-polnischen Verhältnisses erscheint, dasz einmal über Danzig ge-

schrieben wird, ohne dasz aus jeder Zeile die nur mühsam unterdrückte
alte Feindschaft gegen diesen deutschen Staat an der Weichselmündung
hervorbricht. Zu diesen seltenen Ausnahmen gehört ein im ,,Prze-
glond Gospodarczy« erschienener Artikel von Ing. Vohdan

.. Ragorski, dem langjährigen kaufmännischenDirektor des Danziger
Hafenausschusses, der sich mit der künftigen Zusammenarbeit
zwischen den Häfen von Danzig und Gdingen befaszt:

Ragorski ist der Ansicht, dafz durch die Unterzeichnungder Danzig-
polnischen Abkommen eine gewisse naturliche Harmonie
und ein Gleichgewicht hinsichtlich der Ausnutzung
der beiden Häfen erreicht und damit ein gewaltiger Ver-
kehrsrürkgang im Danziger Hafen aufgehalten worden sei. der zu einer
erheblichen Schrumpfung des polnischen Wirtschaftseinflusses in Danzig
hätte führen müssen. Durch die Gleichstellung der beiden Häfen in
tarifarischer, propagandistischer und akquisitorischer Hinsicht seien»die
Hafenverwaltungen in der Lage, unter gleichen Bedin-

gungen so viel Transporte wie möglich an sich zu

ziehen und sich die besten Umschlagsmöglichkeitenzu sichern. Der
Verfasser ist der Meinung, dafz·diese Gleichstellungder beiden»Hafen
sicherlich automatisch zu»einer gewissen Gleichinafzrgs
keit der Ausnutzung fuhren müsse,da jeder der beiden Hafen
individuelle Vorzüge für gewisseWarengruppenaufweise. Rotwendig
sei jedoch auch weiterhin, so fahrt Aagorski fort, die engste Zu-
sammenarbeit der beiden uHafenverwaltungen »und
die Aufstellung gewisser Richtlinien fur die Entwicklung beider Hafen
auf lange Sicht.

» « » »

Dabei müsse eine gewisse Spezialisierung beider Hafen
berücksichtigtwerden, die aber nicht zu einer ausschließlichengrund-
sätzlichen Leitung bestimmter Warengruppen nur nach·einemder beiden
Häfen führen dürfe. Dadurch würde man .namli«chdie Vorteile

nehmen, die in der Möglichkeit beständen, beide Hafen zu benutzen.
Da die Umschlagsreserve der Häfen in Danzig und Gdingennicht über-
rnäfzig grosz sei, verglichen mit westeuropäischenHäfen, so sei anzu-
nehmen, dafz bei einer Konjunkturbesserung und bei einer Zusammen-
arbeit der Häfen sowohl Danzig als auch Gdingen in Zukunft die

Grundlagen einer stetigen Entwicklung gesichert werden könnten.

Solche Artikel, die die Dinge ruhig und sachlich betrachten, sind
— wie gesagt — eine Seltenheit. Häufiger»sindnoch immer die ebenso
plötzlichen wie unbegründeten Ausbruche einer offenen
seindseligkeit, bei denen dann all’ die von früher her noch
geläufigen Vorwürfe und Verdächtigungenmit der gleichfalls fruher
alltäglichen Unbedachtheit und Gehässigkeitgegen»Danzig vorgebracht
werden. Solche Angriffe wurden täglich wieder einmal in einer Reihe
von 0ppositions-, aber auch Regierungsblättern ohne jeden ersicht-

poiiiischePreise.
lichenGrund gegen die Freie Stadt und ihre Regierung gerichtet. Das

Signal· gab ein Artikel des den Regierungskreisen nahestehenden
»Kur1e.r·Poranny« unter der Überschrift »Wir erwarten von
dem Prasidenten Rauschning eine Intervention Kampf mit dem

Polentum im Danziger Schulwesen in vollem Gange.«« ön diesem
Artikel richtete das Vlatt Angriffe gegen die Danziger Schulbehörden,

in denen Worte mit ,,Sabotage der polnischsDanziger Zusammen-
arbeit«, ,,böser Wille«, ,,Thauvinismus« und ,,Unaufrichtigkeit« den
Ton angaben. Vehauptet wurde, dasz Danzig den Vertrag vom

IS. September 1933 nicht erfüllt habe; denn es würden ja keine neuen

polnischen Schulen eingerichtet usw. Mit keinem Wort wurde natür-
lich die Tatsache berücksichtigt,dafz die Zahl der Anmeldungen zu
den polnischen Schulen ja auch nicht im entferntesten zur Errichtung
neuer Schulen ausgereicht hat. Es kam eben nur darauf an, einmal
wieder eine Presseattacke gegen Danzig zu reiten.

Die in Thorn herauskommende ,,Gazeta Gdanska« hatte
natürlich nichts Eiligeres zu tun, als den Artikel des Warschauer
Vlattes aufzugreifen und ihn noch zu unterstreichen «mit der Behaup-
tung, dasz sie selbst schon lange darauf hingewiesen hätte, dafz nicht
ein Punkt des Vertrages von

Danzigerfüllt worden sei. Auch das
polnische Militärblatt ,,Polska Z rojna« fühlte sich bemüszigt,
nun seinerseits in einem Artikel unter der Uberschrift »Der Geist des
Thauvinismus und der Sabotage« die anderen Vlätter möglichstnoch
zu« übertreffen. Das Vlatt sprach von einer »antipolnischen Kam-
pagne« und meinte zum Schlusz des Artikels dann feststellen zu müssen.
dafz angesichts einer derartigen Sachlage der Vertrag nur noch
den Wert eines ,,8etzen Papiers« habe. Zu gleicher Zeit brachte
auch der rechtsoppositionelle ,,Kurjer Warszawski« einen
Artikel. in dem die logale Erfüllung der Verpflichtungen durch Polen
und die angebliche Nichterfüllung von Danziger Seite behauptet wurde.
wobei allerdings die Angriffe sich mehr gegen die polnische Regierung
richtete, die Gdingen durch das Abkommen geschädigthabe.

«

Auch der ,,Kurser Poznanski« wuszte natürlich wieder
etwas über die von deutscher Seite her drohende »Gefahr« für das
Polentum an der Ostseekiiste zu sagen. Diesmal sind es die deut-
schen Schiffsmakler in Gdingen, durch die sich dieses
endekische Vlatt beunruhigt fühlt. »Es ist klar«, so heiszt es da, »das)
die polnische Schiffsmaklerei noch nicht Zeit hatte, sich ausreichend zu
entwickeln. Die Ausländer waren uns notwendig. Die
Gerechtigkeit erheischt die Anerkennung, dasz die ausländischenMakler

sich bei der Entwicklung Gdingens grofze Verdienste erworben haben.
Wir denken hier an die Makler der skandinavi chen Länder, die zum
Wohle Polens in Gdingen arbeiten. ine besondere
Kategorie Ausländer bilden aber die Deutschen.
Diese haben hier eine besondere Mission. öhnen geht es nicht wie
anderen Ausländern nur um stacht für ihre Linie. Das Fest-
setzen der Deutschen in Gdingen hat ohne allen
Zweifel zum Ziel, die polnische Seeküste zu be-

herrschen. Dein wachsenden Einflusz der Deutschen in Gdingen
wird man mehr Aufmerksamkeit widmen müssen. Wenn man ihre
starke Position in der Gdingener Schiffsmaklerei in Betracht zieht
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und erwägt, dasz die Maklertätigkeit in Danzig fast ausschließlich von

Deutschen ausgeübtwird, kann man- sich leicht ausmalen, wie grofz der

deutscheEinflufz auf unseren Seehandel ist und in welch groszem Aus-
mafz die Deutschen Vermittler bei unserem Viarenaustausch mit dem

Auslande sind. Schlieszlich müssen wir uns den Begriff der Wirt-

schaftsspionagezu eigen machen, die durchaus nichts Abstraktes ist.
Wir konkurrieren auf vielen Gebieten mit den Deutschen. Sich der

deutschen Vermittlung bedienen, heiszt, den Feind,
die Agenten der Deutschen, in die eigenen Reihen
hineinlassen. Man musz jetzt fragen: wird von polnischer Seite
etwas getan, um diesem Einflufz entgegenzuarbeiten? . Wenn der

deutscheVermittler mit Hilfe der Preise den polnischen Konkurrenten
schlagt, so legt entweder der Deutsche vorläufig zu, um den Kampf
zu gewinnen, oder seine Verluste werden von einem Dritten gedeckt-
Ost sich die polnische Regierung darüber schon klar geworden? Wird
in unserer Wirtschaftspolitik die Tätigkeit der Osthilfe in Erwägung
gezogen?. Wohin soll dieses Anwachsen des deutschen Einflusses an

der polnischen»Küsteführen?« — Es scheint, dafz der Mann, der hier
so beweglichuber die Konkurrenz der deutschen Schiffsmakler klagt.
selber Schiffsmaklerist und es nur darauf abgesehen hat, die Deutschen.
mit denen er iim freien Wettbewerb nicht fertig wird, mit Hilfe der
polnischen Behörden zu erledigen.

anreufziiche Heide
Die Rvminter Heide gehört noch zur Osstpreuszischen Seen-

platte. die sirh nach Rordwesten abdacht. Die tiefste Einsenkung in der
Mitte wird durch die Roniinte gebildet· Hm groszen und» ganzen ist
das Gelände sehr hügelig (150-—285 Meter über dem Meeresspiegel).
Diese Gestaltung der Oberfläche der Heide verdankt ihre Entstehung
den Ablageriingen und Einwirkungen jener gewaltigen önlandseisdecke,
die sich von Skandinavien südwärts fortbewegte. Und in dieser Eiszeit
sind auch die vielen stuszbette des sluszsystems »Rominte« entstanden,
während durch die zusammengeqiietschten und aufgestauten Geröll- und

Geschiebemassen das »unruhige« Oandschaftsbild entstand. und als eine

solche Staunioräne ist auch der sagenhafte Goldaper Berg anzusehen
(272 Meter über dem Meere).

An Tieren und Pflanzen bietet die Rominter Heide nicht
nur dem Riaturfreund, sondern auch dem Naturforscher ungemein viel

önteressantes; auf diesem Gebiete übertrifft sie an Schönheiten und

Merkwürdigkeiten alle anderen Wälder Deutschlands. Darum ist die

Heide auch sehr oft das Zielder Königsberger Studenten, die Natur-

wissenschaft studieren. Aus diesen Gründen, dann aber auch, weil
Rominten an der Spitze der ostpreufzischen Luftkurorte steht, und zuletzt,
weil die Rominter Heide überreich an landschaftlichen Schönheiten ist,
wird sie von Jahr zu Jahr immer mehr von Erholungsbedürftigen
und von Wanderern aufgesucht; namentlich werden die beiden gut
eingerichteten Heime in Romintem das Post-Erholungsheim und das

Beamten-Erholungsheim sehr stark von auswärtigen Gästen in An-

spruch genommen.
Die Haupteinfalltore in die Heide sind Gumbinnen und

Gold ap. Da aber zwei Eisenbahnstrecken: Goldap——Stallupönenund

Goldap—Dubeningken-Szittkehmen die Heide umfassen, kann man von

fast jeder Bahnstation aus in die Heide »eindringen«,wobei sich überall
die gleichen Raturschönheiten dem Wanderer darbieten. Der Mittel-

punkt des Besiicherverkehrs in der Heide ist der Ort Rvminten

selbst mit seinem Zagdsrhlosz und mit seiner St.-Hubertus-Kapelle. ön

einer weiten, freundlichen Waldlichtung liegt das Dorf Rominten,
das ein ganz charakteristisches Gepräge aufweist, da die gröszte Zahl
der Bauten in norwegischem Stil ausgeführt wurden. An

Stelle der alten Strohhäuser sind srhmucke Gebäude aus unbehauenen
braunroten Baumstämmen erbaut und mit hübschemSchnitzwerk geziert.
Das Iagdschlofz liesz Wilhelm Il. von den norwegischen Architekten
Munthe und Swerre in norwegischem Stil erbauen. Es wurde in

Norwegen abqebunden, zu Schiff nach Königsberg und von da mit der

Bahn narh Crakehnen gebracht, von wo es dann mit Wagen nach
Rominten befördert wurde. Nicht Prunk. sondern Einfachheit, Wohn-
lichkeit und Behaglichkeit kennzeichnen dieses ..Jagdhaus«, das eben
keinen Anspruchs auf die Bezeichnung ,,Iagdschlofz«machen wollte. Die

grvszteSehenswürdigkeit in diesem Hause ist der Speiserauin, der mit

prachtigem seltenen und ungewöhnlich starken Gewesihen von Hitlchen
angefuiit ist.
Während das Zagdhaus aus norwegischem Holz erbaut ist, wurde

zum»Bauder S«t.-Hubertus-Kapelle, die den Stil der nor-—

weg-schen Stabkirchen aufweist, Kiefernholz aus der Heide selbst ver-—-
wandt, das der ·norwegischen-K-ieferweit überlegen ist. Das önnere
der Kapelle ist einfach und schmucklos; doch versetzt gerade diese Ein-—
fachheit und »diemachtigen Säulen aus mehrhundertjährigen Kiefern
(wi.ewir sie in der Heide noch vielfach finden) den Besucher in eine

weihe-sund andachtsvolle Stimmung.
Die meisten- und lohnendsten Spaziergängelund Zahrten) werden

wohl von cRominten aus in die Heide gemacht, in der sich dunkle

Tannen und schlanke. kerzengerade, zweihundert- und mehrjährige
Kiefern erheben. ön dieses Dunkel der Radelhölzer mischt sich anmutig
das freundliche Hellgrün der Laubbäume.

·

Mit unzähligen Windungen schlängelt sich die Rominte, der

innerhalb der Heide zahlreiche kleine Bäche zuflieszem in einem tief
eingeschnittenen sluszbett zwischen den bewaldeten Höhen hin. Munter

tanzen die Fluten über kleine und grosze Steine; die malerisch von

Weiden und Erlen bewaldeten Ufer treten oft so dicht an den slusj
heran, dasz die Zweige sder Uferbäume in das Wasser tauchen. Weichen
an»anderen»Stellendie Höhen zurück, so schweift das Auge über weite,
grune, saftige Wiesen hin, so dafz man sich an diesen entzücktenden
Lanidsrhaftsbildern nsicht sattsehen kann und uns die Worte H. Ehr.
Kaergels einfallen: »He tiefer du dich in den Wald verlierst, um so
inniger wächst du in das Wunder. Der Wald der Heide ist der
gröfzte Mystiker. Keiner wird ihn enträtseln, entweder ek« wird ihn
lieben —- vder ihn verlassen. Einen andern Weg gibt es nicht mehrt«
·

Ein herrliches unvergeszliches Bild bietet die Rom-inter· Heide an

einem klaren, frühen Herbstmorgen: ,,Träumerisch blickst du von der

Ostseite des Schlosses der erwachenden Sonne entgegen. Unter dir,
am susze eines steilen Hanges dampft die Rominte. Inder Ferne
wird das weite Wiesental der Rominte sichtbar, das im vom glitzernden
Sonnenschein bestrahlten Nebel ruht, umrahmt von Waldkulissen. die
du noch im tiefsten Dunkel siehst. Aus allen Himmelsrichtungen dröhnt
— bald ganz nahe, bald in weiter serne erklingend — der Schrei des
Brunfthirsches. . . . Was eben noch in Nacht getaucht war, der
dunkle Wald, erstrahlt plötzlich in den leuchtendsten Farben, die nur

ein Maler ersinnen kann: dunkles Rot der amerikanischen Eiche,
strotzendes Gold der Hainbuche, der eigene Glanz der Virke und der

zitternden Espe, fahles Gelb der Esche, alles in unzähligen Farben-
mischungen sich abstufend. Dazwischen überall das dunkle Grün dei-

Radelhölzer. Strahlender Herbst auf widerstrahlender Heide . . .l«

Buchvesprechungen.
Beiträge zur Geschichte des politischen Aufstandes in Posen. Die

von Oberstsudienrat Dr. Schmitz, Schneidemühl, herausgegebenen
,,Grenzniärkischeii Heimatblätter« (Abhandlungen und

Berichte der historischen Abteilung der GrenzmärkischenGesellschaft zur

Erforschung und Pflege der Heimat) haben es sich zur· Aufgabe gemacht,
in einer Zolge von Einzeldarstellungen aus der Geschichte des polnischen
Aufstandes und der deutschen Abwehrkämpfe in Posen mit dazu bei-

zutragen, eine empfindliche Lücke der deutschen Kriegs- und Rsachk»riegs-
Geschichtsschreibung zu füllen. Heft 1 (I-anuar) und 2 (Zuli) des

Jahrganges 1934 bringen zwei längere Beiträge von Oberstudienrat
Dr. Schmitz über die Abwehrkämpfe des cRawitscher Deutsch-
tums und über die deutschen Volksräte Westpvsens, ferner
Berichte über die Kämpfe um Tirschtiegel von Rektor Brü h l,
über die Polenkämpfe im Abschnitt Schönlanke von Dr. M ol--

denhauer und über die Schicksale Hohensalzas und Arge-
n a u s in der Aufstandszeit, mitgeteilt von st. K. K r i e b el nach den

Aufzeichnungen eines Argenauer Bürgers. All diese Berichte, die noch
fortgesetzt werden, lassen die Kampfentschlossenheit des Deutschtums
der Posenschen Randkreise erkennen und sie zeigen auch, dasz die

oage von den Deutsrhtumsführern in den süd- und westvosenschen
Kreisen richtiger verstanden und die sich bietenden Möglichkeiten zu
aktiver Abirsehr des polnischen Vormarsches von ihnen entschlossener
irssgewertet wurden. als die-s etwa in Bromberg der Fall war wo

Geheimrat Eleinow wirkte. Man hat sich in cRawitsch, Lissa, Meseritz,
Cirschtiegel. Bonist usw. weniger mit der »grofzen Politik« befaszt.

als um. die Organisierung eines schlagfertigen örtlichen Widerstandes
der deutschen Arbeiter, Bauern und Bürger bemüht; man hat weniger
auf Berlin gehofft, als sich auf sich selber verlassen; man hat erst die

militärische Verteidigung gesichert und dann mit der politischen Auf-
klärungsarbeit begonnen. Man war Politiker und Soldat zugleich. Und

darauf kam es an, mit dem Wort und mit der Waffe zugleich, vor allem
aber mit der Waffe kämpfen zu können und kampfen zu wollen.

Familiennachrichten.
DE K«

Geburtstage: Bertha Stache, geb. »Ocstreich,Ehefrau des verstorbenen
Gendarm.-Wachtmstr. K. Stache, früher Gratz,«Konkvlewo, Bukvwiec u« Posen,

jetztgbeiihrer Tochter Hedwig Herr-mann, Steglitz, Kissinger Straße 11, am 4, 10.
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Nach langem Leiden verschied am 27. September 1934
im Alter von 86 Jahren mein lieber Mann, unser lieber
Vater und Großvater, der Gendarmerie-Oberwachtmeisteri. R.
und Leutnant a. D.

Albert Hinz.
Früher in Narvitsch. Bojanowv, Adelnau u.Schildberg(Posen)

Die Hinterbliebenen:
Bertha Hinz, geb. Thomas . Perleberg,
Arthur Hinz Bez. Potsdam
Elisabeth Schmidt, geb. Hinz, Schwiebu5.
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